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Zusatzliche redaktionelle Hinweise sind blau markiert.

Siedlungsqualitat Siedlungsqualitat S 1 1
und innere Siedlungsentwicklung - und innere Siedlungsentwicklung -

Ausgangslage / Gesetzliche Grundlage / Auftrag Ausgangslage / Gesetzliche Grundlage / Auftrag
Der Boden ist haushalterisch zu nutzen. Wohnliche Siedlungen sind zu schaffen und zu  Art. 1, 3 RPG Der Boden ist haushalterisch zu nutzen.\Alehnliche-Siedlungen-sind-zu-schaffenundzu  Art. 1;.und 3 RPG
erhalten. Die Siedlungen sind nach den Bediirfnissen der Bevdlkerung zu gestalten. erhalten- Die Siedlungsentwicklung ist unter Bertcksichtigung der Wohnqualitét nach in-

nen zu lenken und es sind kompakte Siedlungen zu schaffen. Siedlungen, Bauten und
Anlagen sollen sich in die Landschaft einordnen. Die Siedlungen sind nach den Bedurf-
nissen der Bevolkerung zu gestalten._Insbesondere sollen Siedlungen viele Griinflachen
und Baume enthalten.

Die Siedlungen sollen viele Grinflachen und Baume enthalten.

Der Richtplan zeigt, wie Siedlung und Verkehr aufeinander abgestimmt werden und eine  Art. 8a RPG
hochwertige Siedlungsentwicklung nach innen bewirkt wird.

In intensiv genutzten Gebieten inner- und ausserhalb von Siedlungen sorgen Kantonund  Art. 18b NHG In intensiv genutzten Gebieten inner- und ausserhalb von Siedlungen sorgen Kantonund  Art. 18b NHG
Gemeinden fir 6kologischen Ausgleich mit Feldgehdlzen, Hecken, Uferbestockungen  Art. 15 NHV Gemeinden fir 6kologischen Ausgleich mit Feldgehdlzen, Hecken, Uferbestockungen  Art. 15 NHV
oder mit anderer naturnaher und standortgemasser Vegetation. Die Natur ist in den Sied- oder mit anderer naturnaher und standortgemasser Vegetation. Der 6kologische Aus-

lungsraum einzubinden. gleich bezweckt insbesondere die Vernetzung von Lebensraumen, die Forderung der

Artenvielfalt und die Einbindung der Bie-Natur istin den Siedlungsraumeinzubinden.

Der haushalterische Umgang mit dem Boden und eine gute Siedlungsqualitat sind nicht ~ § 13 Abs. 2" BauG § 13 Abs. 2 BauG
trennbar, das heisst die verdichtete Bauweise muss mit der Erhaltung und Verbesserung

der Siedlungsqualitat einhergehen.

Die Gemeinden zeigen auf, wie sie die innere Siedlungsentwicklung und die Siedlungs-
qualitat férdern und wie die Siedlungsentwicklung auf die vorhandenen oder noch zu
schaffenden Kapazitaten des Verkehrsnetzes abgestimmt ist.

Der Grad der Verdichtung muss auf die Quartierstrukturen angepasst werden.

Strassenraume sind nicht nur als Verkehrsachsen, sondern auch als verbindende Rau-  § 15 Abs. 3 BauG § 15 Abs. 3 BauG
melemente der angrenzenden Siedlungsteile zu entwickeln. Um sie in ihrer Funktion als
Lebens-, Kommunikations- und Bezugsraum aufzuwerten, sollen Massnahmen festge-
legt werden, welche besondere, auf die rtlichen Bedurfnisse abgestimmte Anforderun-
gen an die Strassen und die Bauvorhaben entlang von Strassen stellen.

Die Gemeinden treffen fiir stark belastete kantonale Verkehrsachsen und die angrenzen-
den Bauzonen Massnahmen zur Verbesserung der Wohnqualitédt und kénnen zur Auf-
wertung der Strassen- und Freirdume weitere Massnahmen vorsehen, wobei der Ver-
kehrsfluss gewahrleistet bleiben muss.

Rechtskréftiger Stand: September 2011 Stand des Entwurfs: Juli 2025



Gestaltungsplane und die zugehorigen Sondernutzungsvorschriften kdnnen erlassen
werden, wenn ein wesentliches éffentliches Interesse an der Gestaltung einer Uberbau-
ung besteht.

Die Gemeinde zeigt bei Einzonungen namentlich auf, welche Nutzungsreserven im Bau-
gebiet bestehen, wie die Nutzungsreserven in den Uberbauten und untberbauten Bauzo-
nen ausgeschopft werden, wie die bestehenden Reserven verfliigbar gemacht werden,
wie die Wohnqualitat und die Qualitat der Aussen- und Naherholungsrdume namentlich
in Zentren und Agglomerationen verbessert werden. Die Gemeinde stimmt bei Ein- und
Umzonungen Siedlung und Verkehr aufeinander ab.

Die Ziele der Siedlungsgestaltung sind attraktive, raumsparende und energieeffiziente
Wohneinheiten in klar strukturierten, verkehrsmassig gut erschlossenen Siedlungen; da-
ran anschliessend naturnahe Erholungsgebiete, landwirtschaftliche Nutzflachen und
landschaftliche Freirdume.

Die offentlichen Raume, Strassen, Platze und Freirdume werden aufgewertet.

Rechtskréftiger Stand:

Richtplan Kanton Aargau S 1.1

§ 21 Abs. 1 BauG

§ 1 ABauV

Entwicklungsleitbild 2009,
S. 17

RP,H4.3

September 2011

Gestaltungsplane und die zugehorigen Sondernutzungsvorschriften kénnen erlassen
werden, wenn ein wesentliches &ffentliches Interesse an der Gestaltung einer Uberbau-
ung besteht.

§ 21 Abs. 1 BauG

Gebaude missen sich hinsichtlich Grosse, Gestaltung und Oberflache des Baukdrpers § 42 BauG
sowie dessen Aussenraums so in die Umgebung einordnen, dass eine gute Gesamtwir-

kung entsteht. Bauten und Anlagen dirfen insbesondere Landschaften sowie Orts-,

Quartier- und Strassenbilder nicht beeintréchtigen.

Die Gemeinde zeigt bei-Einzorungen-namentlich_Gesamtrevisionen oder umfassenden  §4-ABauV

Teilrevisionen der Nutzungsplanung nach § 4 BauV _namentlich auf;-:

— welche Nutzungsreserven im Baugebiet bestehen,

— wie-mit welchen Massnahmen die Nutzungsreserven in den tberbauten und uniber-
bauten Bauzonen ausgeschdpft werden,

— wie die-bestehenden-Reserven unuberbauten Bauzonen verfiigbar gemacht werden,

— wie die Wohnqualitat und die Qualitat der Aussen- und Naherholungsrdume namentlich

in-Zentren-und-Agglomerationen-durch Massnahmen zur lokalen Hitzeminderung, Bio-

diversitatsforderung sowie Larmsenkung verbessert werden.

Die Gemeinde stimmt bei Ein- und Umzonungen Siedlung und Verkehr aufeinander ab.

Der Regierungsrat will die verschiedenen Nutzungsanspriiche an den Raum ganzheitlich

Entwicklungsleitbild

koordinieren und lenken. Das Bevolkerungs- und Wirtschaftswachstum soll in geeigne-

2025-2034

ten, qut erschlossenen Raumen erfolgen. Der Kanton strebt eine qualitativ hochstehende
Innenentwicklung bei Siedlungen an. Er tragt damit zu einer attraktiven Gestaltung des
unmittelbaren Lebensraums fiir die Bevoélkerung, fiir Arbeitende und fiir Unternehmen
bei. Der Regierungsrat will Naturrdume, funktionsfihige Okosysteme und die natiirlichen
Grundlagen — insbesondere die Wasserqualitdt und die Biodiversitat — sichern.

Offene Fldchen im Siedlungsraum stehen fiir die Freizeit- und Erholungsbediirfnisse der

RP.H24

Bevolkerung zur Verfligung und werden gleichzeitig vielfaltig und naturnah aufgewertet.

Attraktive Naturrdume in der Nahe der Wohnstandorte ergédnzen das Angebot des nach-

RP, H3.2

haltigen Wohnstandorts (Grundsatz: In 15 Minuten ist von jedem Wohnort aus der Nah-
erholungsraum zu Fuss erreichbar).

Die offentlichen Raume, Strassen, Platze und Freirdaume werden so aufgewertet, dass
sie als multifunktionale Infrastruktur die Attraktivitdt der Siedlungen unterstiitzen.

Kanton und Gemeinden setzen mit einer qualitatsorientierten Siedlungsentwicklung nach

RP,H 4.3

RP.H7.2

innen nachhaltige und klimaangepasste Siedlungsstrukturen mit hoher Aufenthaltsquali-
tat in den Aussenrdumen und entsprechenden Verkehrsinfrastrukturen um. Sie tragen
insbesondere zu einem angenehmen Lokalklima, einem klimaresilienten Wasserma-
nagement und zur Férderung der Biodiversitat im Siedlungsgebiet bei.

Stand des Entwurfs:

Juli 2025



Herausforderung

Die Wohn- und Siedlungsqualitat zahlt zu den wichtigsten gesellschaftlichen Beduirfnis-
sen. lhre Starkung kommt der Bevolkerung und der Wirtschaft gleichermassen zugute.

Zusammengewachsene Dorfer und die Ubriggebliebenen Freiflachen ergeben noch
keine urbane Qualitat. Notwendig ist eine Gestaltung, die Raum flr vielfaltige Nutzungen
(Wohnen, Arbeit, Freizeit) und Heimat schafft. Die im Durchschnitt relativ geringe Sied-
lungsdichte ermoglicht gestalterische Massnahmen zur Aufwertung des Wohnumfelds.
“Wohnen im Park” ist auch in den urbanen Raumen mdglich. Flachen von untergeordne-
ter landwirtschaftlicher Bedeutung in diesen bieten Chancen fiir Mehrfachnutzungen und
Durchmischungen. In den stadtischen Raumen entlang der Entwicklungsachsen muss
das Naherholungs- und Freizeitpotenzial besser ausgeschopft werden (Grundsatz: In-
nerhalb einer Gehdistanz von 15 Minuten ist das Naherholungsgebiet erreichbar).

Die Gemeinden kdnnen dank geeigneter Steuerungsinstrumente bei der Gestaltung des

Wohnumfelds, des Strassenraums und des Freiraums ihren Einfluss geltend machen.
Gefragt sind kreative Zonenvorschriften zur Aufwertung der Quartiere entlang belasteter

Rechtskréftiger Stand:

Richtplan Kanton Aargau S 1.1

raumentwicklungAARGAU,
2006, Teil B.4

September 2011

Herausforderung
Siedlungsqualitat und hohe Baukultur
Die Wohn- und Siedlungsqualitat zahlt zu den wichtigsten gesellschaftlichen Bedurfnis-

sen.-hre ng ommit-der Bevolke ng a¥a Wala AVATa Naft-ale nerm en a e

Eine hohe Siedlungsqualitat zeichnet sich insbesondere aus durch belebte Ortszentren,
(Quartier-)ldentitat, hochwertige Frei- und Griinrdume, verkehrsberuhigte Raume, Nah-
versorgung, gut erhaltene Ortsbilder, hochwertige stadtebaulich-architektonische Gestal-
tung, Nutzungsvielfalt, immissionsarme R&ume, siedlungsvertragliche Erschliessung
und attraktive Fuss- und Veloinfrastrukturen. Sie wird durch partizipative, interdisziplinare

Erklarung von Davos 2018

und auf den Ort massgeschneiderte Planungen und den nachhaltigen Umgang mit 6ko-
logischen, 6konomischen und kulturellen Ressourcen erreicht, was insgesamt als hohe
Baukultur bezeichnet wird. Viele Siedlungen weisen diesbeziglich noch Entwicklungs-
potenzial auf. Die Schaffung von Siedlungsqualitat gewinnt bei der Siedlungsentwicklung
nach innen noch mehr an Bedeutung.

Hochwertiges Wohnraumangebot fiir alle Generationen

Die hochwertige Innenentwicklung berticksichtigt auch sozialrdumliche Belange wie viel-
faltiges Wohnraumangebot, Nutzungsvielfalt und generationengerechte Ausstattung. Mit
der Zunahme des Anteils von alteren Menschen steigt der Bedarf an Wohnraum fiir eine
alternde Gesellschaft. Trends wie kleinere Haushalte filhren ebenfalls zu veranderten
Anspriichen an den Wohnraum. Die Schaffung ansprechender Wohnsituationen fiir Men-
schen aller Generationen wird in Zukunft auch fir die Gemeinden eine wichtige Aufgabe
sein.

Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel
Aufgrund des Klimawandels ergeben sich fiir die Siedlungsentwicklung neue Herausfor-

Klimastrategie des Regie-

derungen wie zunehmende Hitzebelastung, Starkniederschlag und Wasserknappheit.

rungsrats Teil |, 2021

Entsprechend dringlich ist der Handlungsbedarf, die hochwertige Siedlungsentwicklung
nach innen klimavertraglich zu gestalten. Klimaangepasste Siedlungsstrukturen zeich-
nen sich aus durch ein gute Kaltluftversorgung, einen hohen Griinanteil (Griinflachen
und Gebaudebegriinung), eine gute Beschattung insbesondere mit grossen Baumen,
genugend Wasser- und Versickerungsflachen, eine minimale Versiegelung und Unter-
bauung von Freiflachen sowie klimaangepasste Baumaterialien. Mit ressourcenschonen-
den, energieeffizienten und CO2-frei betriebenen Bauten und Anlagen wird ein wichtiger
Beitrag an den Klimaschutz geleistet.

Fir die Umsetzung einer klimaangepassten Siedlungsentwicklung stehen verschiedene

Geoportal des Kantons

planerische Grundlagen wie die Klimakarten Aargau, die Gefahrenkarte Hochwasser so-

Aargau (AGIS);

wie die Gefahrenkarte Oberflachenabfluss des Bundes zur Verfligung.

Stand des Entwurfs:

Geoportal des Bundes

Juli 2025



Verkehrsachsen, zur Gestaltung der Bauten und der Aussenrdume, zur Eingliederung
der Verbindungsachsen in die Siedlungsstruktur, zur Erhaltung und Aufwertung natrli-
cher Elemente, zu den 6kologischen Mindestanforderungen usw. In den Massnahmen-
gebieten mit problematischen Larm- und Luftbelastungen sind griffige technische Anord-
nungen erforderlich.

Der Strassenraum ist neben seiner Funktion als Verkehrstrager auch als Teil des Sied-
lungsraums zu betrachten. Die Gestaltung ist mit der Baustruktur und der Nutzung der
angrenzenden Gebadude abzustimmen. Dazu dienen bei Kantonsstrassenvorhaben in
der Regel Betriebs- und Gestaltungskonzepte (mobilitdtAARGAU, Strategie 3.5).

Gleichzeitig ist bei der (Weiter-) Entwicklung der Siedlungsgebiete entlang von Verkehr-
sachsen die Abstimmung von Baustandards und Nutzungsstrukturen auf die Funktion
des Verkehrstragers zu beachten.

Je nach ortlichen Verhaltnissen wird der Verkehr erfahrungsgemass ab einem durch-
schnittlichen taglichen Verkehr (DTV) von ca. 5°000 bis 8000 Motorfahrzeugen/Tag in-
nerorts fir die Aufenthaltsqualitat als stérend beurteilt. Bei Strassen mit einem DTV ab
ca. 8000 Motorfahrzeugen/Tag in Zonen mit Wohnanteilen wird den Gemeinden emp-
fohlen, Aufwertungsmassnahmen im Rahmen der kommunalen Planung zu prifen. Fur
Strassenabschnitte mit DTV ab ca. 15’000 Motorfahrzeugen/Tag in Zonen mit Wohnan-
teilen ist ein Analyse- und Handlungsbedarf vorgeschrieben. Massnahmen zur Strassen-
raumaufwertung lassen sich unter anderem mit dem Kommunalen Gesamtplan Verkehr
(§ 54a BauG) behdrdenverbindlich festlegen.

Rechtskréftiger Stand:

Richtplan Kanton Aargau

September 2011

Strassenraumaufwertungen
Der Strassenraum ist.im Siedlungsgebiet neben seiner Funktion als Verkehrstrager auch
alsTFeil-des-Siedlungsraums wichtiger Aufenthalts- und Begegnungsraum zu betrachten.

Strassen und Verkehrsflachen tragen aufgrund ihrer dunklen Beldge und deren Warme-

speicherfahigkeit massgeblich zur Hitzeproblematik im Sommer bei. Das Ziel ist, die
Strassenrdume und o6ffentlichen Freirdume in den Ortschaften fiir alle Menschen aufzu-
werten und die Aufenthalts- und Wohnqualitat zu verbessern.

GleichzeitigistbBei der (Weiter-)Entwicklung der Siedlungsgebiete entlang von Verkehr-
sachsen-die-Abstimmung-ven. ist die Gestaltung mit der Baustruktur und der Nutzung der
angrenzenden Gebdude sowieBaustandards—und-Nutzungsstrukiuren—auf-die_mit der
Funktion des Verkehrstragerszu-beachten abzustimmen. Speziell in Rdumen mit aktuell
hoher Belastung und einer hohen Entwicklungsdynamik (beispielsweise einem prognos-
tizierten hohen Verkehrs-, Bevolkerungs- oder Wirtschaftswachstum) eignen sich hierfiir
Vorstudien an Ortsdurchfahrten. Diese kénnen in Betriebs- und Gestaltungskonzepten
konkretisiert werden, die den Strassenraum von Fassade zu Fassade erfassen.

Fir die behdérdenverbindliche Festlegung von Massnahmen und Zielen zur Strassen-

§ 54a BauG

raumaufwertung eignet sich fir die Gemeinden insbesondere der Kommunale Gesamt-
plan Verkehr (KGV).

Verkehrsbelastungen beeintrachtigen innerorts die Aufenthaltsqualitat je nach ortlichen
Verhaltnissen unterschiedlich. Als Anhaltspunkt wird den Gemeinden empfohlen, bei
Strassen mit einem durchschnittlichen Werktagsverkehr (DWV) ab ca. 8'500 Motorfahr-

§ 9 BauV

zeugen/Werktag an Wohn- und Mischzonen Aufwertungsmassnahmen im Rahmen der
kommunalen Planung zu priifen. Fiir Strassenabschnitte mit DWTV ab ca. 165000 Mo-
torfahrzeugen/WerktTaginZonen-mit-\Wohnanteilen_an Wohn- und Mischzonen ist ein
Analyse- und Handlungsbedarf vorgeschrieben. MassnrahmenzurStrassenraumaufwer-

nag an a Nnta ndaran m daem Ko a a an a minian a ah 4

BauG)behérdenverbindlich-festlegen: Der Gemeinderat legt flir Kantonsstrassen, flir die
der Richtplan eine Strassenraumaufwertung vorschreibt, in Zusammenarbeit mit dem zu-
sténdigen Departement Ziele und Massnahmen fest, um die Strassenraume und 6ffent-
lichen Freiraume aufzuwerten und die Wohnqualitat zu verbessern. Er bestimmt nament-
lich Anordnung, Gestaltung und Baustandard von Bauten, Anlagen und Freirdumen und
macht Vorgaben flr einen guten Immissionsschutz.

Stand des Entwurfs:

Juli 2025
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Als Grundlage zur Ermittlung der Verkehrsbelastungen dienen die Verkehrsdaten des Absatzteil wird nach hinten
periodisch aktualisierten kantonalen Verkehrsmodells (KVM-AG). Gemass Belastungen (unter Ubersicht belastete
fur das Jahr 2010 sind gemass KVM-AG folgende Gemeinden verpflichtet, an ihren stark Strassenabschnitte inner-
belasteten Verkehrsachsen Aufwertungsmassnahmen zu beschliessen: Aarau, Aarburg, orts) verschoben

Baden, Brugg, Ennetbaden, Fislisbach, Gebenstorf, Granichen, Lenzburg, Mériken-
Wildegg, Obersiggenthal, Oftringen, Rothrist, Schinznach-Bad, Seon, Sins, Suhr, Unter-
siggenthal, Wettingen, Windisch, Wohlen, Wirenlingen und Zofingen. Aus der Karte ist
die prognostizierte Entwicklung der Belastungen von kantonalen Verkehrsachsen im
Siedlungsgebiet bis 2025 ersichtlich

Stand / Ubersicht Stand / Ubersicht
Anordnungen zur Sicherung und Entwicklung der erforderlichen Siedlungsfreiraume so- i
wie Massnahmen zur 6kologischen Aufwertung sind bisher selten in Bauordnungen ein-
geflossen. Neuere Ortsplanungen formulieren dazu Bestimmungen, zum Beispiel fir Er-
holungsanlagen, zur Ausstattung der Freiraume, zum Griinflachenanteil und zum 6kolo-
gischen Ausgleich.

Anordnunaen mvickluna dererforde

In den weitgehend Uberbauten Wohn- und Mischzonen im Aargau besteht noch ein er-
hebliches Verdichtungspotenzial, betragt der Ausbaugrad heute doch lediglich 60 %. In
den bestehenden Gebauden ist durch die erweiterte Nutzung der Dach- und Unterge-
schosse ein zusatzliches Nutzungsvolumen von 10 bis 30 % vorhanden. Der Grad der
Verdichtung muss aber auf die Quartierstrukturen abgestimmt sein.

Bahnhofsgebiete sind potenzielle Verdichtungsgebiete. Nutzungspotenzial liegt auch in
den brachliegenden oder sich im Umbruch befindenden Industrie- und Gewerbebauten.

Bei der Umsetzung der hochwertigen Siedlungsentwicklung nach innen gilt es, Synergien

zu nutzen. Attraktive Frei- und Strassenraume steigern die Siedlungsqualitat, indem sie
der Bevolkerung attraktive Aufenthaltsorte fiir Begegnung, Freizeit und Erholung bieten.
Nachhaltig entwickelt und gestaltet fordern sie gleichzeitig die Biodiversitat in der Sied-
lung und tragen zur Klimaanpassung bei.

Die Siedlungsqualitat und die Qualitat des Umfelds gewinnt auch in Arbeitszonen zuneh-
mend an Bedeutung, nicht zuletzt als wichtiger Standortfaktor im Standortwettbewerb.

Die Herausforderungen und anspruchsvollen planerischen Aufgaben verlangen nach ge-
eigneten Steuerungsinstrumenten sowie kreativen und gezielten Bestimmungen in den
Nutzungs- und Sondernutzungsplanungen.

Als Grundlage fiir die Nutzungsplanung dient der Gemeinde eine Gesamtbetrachtung § 54a BauG
des Orts (zum Beispiel ein Rdumliches Entwicklungsleitbild). Diese zeigt die raumlich

langfristig anzustrebende Entwicklung der Gemeinde und geeignete Gebiete flr eine

hochwertige Innenentwicklung auf. Um Siedlung und Verkehr aufeinander abzustimmen,

bietet sich eine gleichzeitige Erarbeitung einer umfassenden Verkehrsplanung an (zum

Beispiel mittels Kommunalem Gesamtplan Verkehr).

Qualifizierte Fachberatende oder Fachkommissionen kénnen zur Beurteilung ortsbaulich
wichtiger Planungen und Bauvorhaben einbezogen werden und die Entwicklung hoch-
wertiger, massgeschneiderter Lésungen unterstiitzen.

Rechtskréftiger Stand: September 2011 Stand des Entwurfs: Juli 2025



Ubersicht belastete Strassenabschnitte innerorts

Rechtskréftiger Stand:

Richtplan Kanton Aargau

September 2011

Ubersicht belastete Strassenabschnitte innerorts

Als Grundlage zur Ermittlung der Verkehrsbelastungen dienen die Verkehrsdaten des
periodisch aktualisierten kantonalen Verkehrsmodells (KVM-AG). Gemass Belastungen
fur das Jahr-2840_20195 sind-gemass-KVM-AG folgende Gemeinden-verpflichtet ange-
halten, an ihren stark belasteten Verkehrsachsen mit mindestens 100 m Strassenlange
an Wohn- und Mischzonen mit einem DWV > 16'000 Aufwertungsmassnahmen zu be-
schliessen (sofern nicht bereits erfolgt): Aarau, Aarburg, Baden, Birmenstorf, Brugg, Dot-
tingen,-Ennetbaden—Fislisbach, Frick, Gebenstorf, Granichen, Hendschiken, Koblenz,
Laufenburg, Lenzburg, Moriken-Wildegg, Muri, Neuenhof, Obersiggenthal, Oftringen,
Reothrist-Schinznach-Bad Seon;-Sins, Spreitenbach, Stein, Suhr, Untersiggenthal, Wet-
tingen, Windisch, Wohlen, Wirenlingen und Zofingen. Aus-derKarte-ist-dieprogneosti-

Fur folgende Gemeinden prognostiziert das KVM-AG bis 2040 einen DWV > 16'000 an
Strassenabschnitten: Aristau, Beinwil am See, Berikon, Boswil, Bremgarten, Buchs, Dot-
tikon, Ehrendingen, Eiken, Ennetbaden, Erlinsbach, Herznach-Ueken, Hunzenschwil,
Murgenthal, Niederlenz, Oberentfelden, Reinach, Rheinfelden, Rothrist, Rudolfstetten-
Friedlisberg, Staufen, Teufenthal, Villigen, Villmergen, Widen, Wiirenlos, Zufikon.

Stand des Entwurfs:

Absatzteil wurde hierher
verschoben, deshalb sind
nur Anderungen markiert

Juli 2025
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Strassenabschnitte innerorts entlang von Wohn- und Mischzonen

— DWV > 16'000 (Mfz./Tag), Stand 2019
— DWV > 16'000 (Mfz./Tag), Stand 2040
DWV > 8'500 (Mfz./Tag), Stand 2040

- National- / Kantonsstrassen

DWV: Di hnittlicher gsverkeh

Stand 2019 (*): nach KVM-AG 2019,
mit A

Stand 2040:  Prognose nach KVM-AG 2019

mmmm Strassenabschnitte mit DTV > 15’000 Mfz./Tag innerorts 2010

*Die im Jahr 2019 noch stark belasteten Ortsdurchfahrten Mellingen und Sins werden nicht dargestellt, da diese

durch die mittlerweile umgesetzten Umfahrungen entlastet werden konnten.

= Strassenabschnitte mit DTV > 15’000 Mfz./Tag innerorts 2025*
- Strassenabschnitte mit DTV > 8’000 Mfz./Tag innerorts 2025*
—/— National- / Kantonsstrassen

Schienennetz

* Prognose 2025 nach KVM-AG 2006

Rechtskréftiger Stand:  September 2011 Stand des Entwurfs:  Juli 2025



BESCHLUSSE

Planungsgrundsitze

A. Die Siedlungsqualitat (Baustruktur, Aussenraum und Umwelt) wird aufgewertet. An-
gestrebt wird eine qualitativ hochwertige Gestaltung und stadtebauliche Einbettung
von Siedlungselementen in die Landschaft. Ein besonderes Augenmerk gilt dabei
der Aufwertung der 6ffentlichen Aussenrdume und der Gestaltung der Bauzonen-
grenze.

B. Erneuerungen und Veranderungen des Siedlungsraums erfolgen unter Beachtung
der Baustruktur, des Freiraums, optimaler, auf die Quartierstruktur abgestimmte bau-
licher Dichten, der Verkehrskapazitaten und einer ausgewogenen Sozialstruktur. Die
Gemeinden legen die Qualitatskriterien in der Nutzungsplanung fest.

Planungsanweisungen und ortliche Festlegungen
1. Siedlungsqualitit, innere Siedlungsentwicklung und Strassenraumaufwertung

1.1 Die Gemeinden sorgen vorab mittels geeigneter Zonen- und Bauvorschriften sowie

Sondernutzungsplanen fir eine:

— gute Siedlungsqualitat (Ortsbild, Qualitat der Architektur, Umgebungs- und Frei-
raumgestaltung, Sicherheit in 6ffentlichen Raumen, Okologie, Energieeffizienz),

— den Verhaltnissen angepasste Erneuerung sowie Entwicklung und Ausschopfung
der Nutzungsreserven im Bestand,

— Ausnitzung des Verdichtungspotenzials unter Einhaltung der quartierspezifischen
Qualitaten,

— Abstimmung von Siedlung und Verkehr,

— auf den Generationenwechsel und Familien ausgerichtete Wohnungsstruktur,

— Ausrichtung der Arbeitsplatzgebiete auf eine gute Standortqualitat (gute MIV- und
OV-Erschliessung, verkehrsvertragliche Lage), eine hohe Wertschépfung pro Ar-
beitsplatz und eine hohe Arbeitsplatzdichte,

— Okologische Vernetzung im Siedlungsgebiet.

Erganzend sind qualitatssichernde Instrumente und Verfahren anzuwenden, bei-

spielsweise Bebauungskonzepte, Wettbewerbe, Testplanungen, Studienauftrage
usw.

Rechtskréftiger Stand:

Richtplan Kanton Aargau

September 2011

BESCHLUSSE

Planungsgrundsitze

A. Die-Siedlungsaua

Die hochwertige Innenentwicklung nutzt das Synergiepotenzial mit der klimaange-
passten und ressourcenschonenden Siedlungsentwicklung, der Aufwertung der Frei-
raume, der Starkung der Okologie im Siedlungsraum, der siedlungsvertréaglichen Mo-
bilitat und erhoht die Wohn-, Arbeits- und Lebensqualitat.

C. Die Gemeinden und der Kanton sorgen an Ortsdurchfahren fiir eine qualitativ hoch-
wertige Strassenraumgestaltung, welche die betroffenen Interessen bestmdglich be-
ricksichtigt und den negativen klimatischen Effekten entgegenwirkt.

Planungsanweisungen und ortliche Festlegungen

1. Siedlungsqualitit; und innere Siedlungsentwicklung-und-Strassenraumaufwer-
tung

1.1 Die Gemeinden sorgen-verab_gestutzt auf eine Gesamtbetrachtung des Orts mittels
geeigneter Zonen- und Bauvorschriften sowie Sondernutzungsplanen fir eine; Star-
kung der hochwertigen Siedlungsentwicklung nach innen.

aute_Siedlunasa Ortsbild—Q der Architektur Umaebung

Erganzend sind_themen- und gebietsbezogene Konzepte und Studien zu erarbeiten,

qualitatssicherndefordernde und partizipative Instrumente und Verfahren anzuwen-
den, beispielsweise Bebauungskonzepte, Wettbewerbe, Testplanungen, Studienauf-
trage usw., sowie qualifizierte Fachkommissionen einzusetzen.

Stand des Entwurfs:

Juli 2025



1.2 Die Gemeinden formulieren geeignete Bauvorschriften:
— fiir das zentrumsnahe attraktive Wohnen im nahen Umfeld von (Bahn-)Haltestellen,
— flr eine kinder-, jugend- und altersgerechte Umgebungs- und Freiraumgestaltung,
— fir das Verdichten der Quartiere.

1.3 Entlang von Strassen mit Wohnanteilen und einem durchschnittlichen taglichen Ver-
kehr (DTV) von mehr als 8000 Motorfahrzeugen/Tag und kiinftig zunehmender Ver-
kehrsbelastung wird den Gemeinden empfohlen, fir den angrenzenden Siedlungs-
raum Aufwertungsmassnahmen in den kommunalen Planungsinstrumenten zu ver-
ankern; bei Kantonsstrassen in Zusammenarbeit mit dem Kanton, sofern der Kan-
tonsstrassenraum betroffen ist. Die Funktionalitat der Strasse muss gewahrleistet
bleiben.

1.4 An Strassenabschnitten, die in Zonen mit Wohnanteilen im Siedlungsgebiet liegen
und einen durchschnittlichen taglichen Verkehr (DTV) von mehr als 15’000 Motor-
fahrzeugen/Tag aufweisen, sind die Gemeinden verpflichtet, das an die belastete
Verkehrsachse angrenzende Siedlungsgebiet durch planerische und bauliche Mas-
snahmen aufzuwerten; bei Kantonsstrassen in Zusammenarbeit mit dem Kanton,
sofern der Kantonsstrassenraum betroffen ist. Die Funktionalitat der Strasse muss
gewabhrleistet bleiben.

Rechtskréftiger Stand:

Richtplan Kanton Aargau

September 2011

1.2 Die Gemeinden-fermulieren-geeignete sorgen in ihren Planungen und Bauvorschrif-
ten_fir:

— eine hohe Siedlungsqualitat und hochwertige Gestaltung (Orts-/Stadtebau, Archi-
tektur, Landschaftsarchitektur) mit Bezug zu den Eigenheiten des Orts, den Quali-
taten des Ortsbilds und zum baukulturellen Erbe,

— die Ausnutzung der Nutzungsreserven und eine Siedlungsentwicklung nach innen
unter Erhaltung bestehender und Schaffung neuer quartierspezifischer Qualitaten
und mit abgestimmten baulichen Dichten,

— eine attraktive Freiraumgestaltung mit hoher Aufenthaltsqualitat fiir alle Generati-
onen und unter Berlicksichtigung der Natur im Siedlungsgebiet,

— die Sicherung, den Erhalt und die Forderung von vernetzten Grinflachen und Bau-
men sowie eine naturnahe Gestaltung des Siedlungsrands,

— eine klimaangepasste Siedlungsentwicklung, namentlich mit Massnahmen zur lo-
kalen Hitzeminderung sowie einem klimaresilienten Umgang mit der Ressource
Wasser

— energieeffiziente Siedlungsstrukturen,

— die Abstimmung von Siedlung und Verkehr, zum Beispiel mittels einem Kommu-
nalen Gesamtplan Verkehr,

— eine generationengerechte Wohnungsstruktur,

— eine_angemessene Nutzungsdurchmischung und die Beriicksichtigung sozial-
raumlicher Belange.

2. Strassenraumaufwertung
2.1 Entlang von Strassen an Wohn- und Mischzonen mit\Wehranteiler und einem durch-
schnittlichen taglichen\erkehrWerktagsverkehr (DWFV) von mehr als
— 85000 Motorfahrzeugen/WerktFag-und-kinftigzunehmender\erkehrsbelastung
wird den Gemeinden empfohlen, fir den angrenzenden Siedlungsraum Aufwer-
tungsmassnahmen in den kommunalen Planungsinstrumenten zu verankerni-bei

—— 165’000 Motorfahrzeugen/WerktFtag-aufweisen; sind die Gemeinden verpflichtet,
das an die belastete Verkehrsachse angrenzende Siedlungsgebiet durch planeri-
sche und bauliche Massnahmen aufzuwerten;-.

2.2 Die Aufwertung des Strassenraums ist mit den angrenzenden Bauten, Freirdumen
und Nutzungen abzustimmen. Fiir die Umsetzung stehen insbesondere Vorstudien
an Ortsdurchfahrten und Betriebs- und Gestaltungskonzepte zur Verfligung.

2.3 Bbei Kantonsstrassen-in-Zusammenarbeit_arbeitet die Gemeinde mit dem Kanton
zusammen, sofern der Kantonsstrassenraum betroffen ist. Die Funktionalitat der
Strasse-, Aufenthaltsqualitdt und Verkehrssicherheit muss sind zu gewahrleisten
bleiben-und gegenlaufige Interessen sind fallweise abzuwagen.

Stand des Entwurfs:
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1.5 Soweit die Massnahmen bauliche Veranderungen am Strassenkdérper erfordern, sind 2.4 Soweit die Massnahmen bauliche Veranderungen am Strassenkdérper erfordern, sind
diese mit den kantonalen oder kommunalen Sanierungs- und Erneuerungsprogram- diese mit den kantonalen oder kommunalen Sanierungs- und Erneuerungsprogram-
men abzustimmen. men abzustimmen.

2. Hohe Qualitat von kantonalen und kommunalen Bauten 3. Hohe Qualitat und Energieeffizienz von kantonalen und kommunalen Bauten

und Anlagen

2.1 Kanton und Gemeinden tubernehmen ihre Verantwortung durch Beispiele von 6ffent- 3.1 Kanton und Gemeinden tbernehmen ihre Verantwortung durch-Beispiele die Reali-
lichen Bauten und Anlagen mit hoher Architektur- und stadtebaulicher Qualitat. sierung von 6ffentlichen Bauten und Anlagen mit-heher hochwertiger Architektur und

Freiraumgestaltung. Sie sind beispielgebend fiir eine hohe stadtebaulicher Qualitat
mit zahlreichen Griinflachen und grossen Baumen und setzen einen hohen Standard
hinsichtlich Energieeffizienz, Ressourcenschonung, Klima, Aufenthaltsqualitat und
Biodiversitat.

Rechtskréftiger Stand: September 2011 Stand des Entwurfs: Juli 2025
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ORIGINAL-VERSION GEANDERTE VERSION Anderungen wie folgt markiert:

Inhalte gemass rechtskraftigem Stand Entwurf vom 08.05.2025 ~ neu hinzugefugte Inhalte: - gelb markiert und unterstrichen

— zu loschende Inhalte: gelb-markiert und durchgestrichen

Siedlungsgebiet (Kapitel-Auszug) " Siedlungsgebiet (Kapitel-Auszug) S 1 '2

BESCHLUSSE BESCHLUSSE

Planungsgrundsitze Planungsgrundsitze

B. 125 Hektaren der Gesamtflache des Siedlungsgebiets sind in der Richtplan-Gesamt- B. 425150 Hektaren der Gesamtflache des Siedlungsgebiets sind in der Richtplan-Ge-
karte nicht dargestellt. Von diesen Flachen stehen zur Verfiigung: samtkarte nicht dargestellt. Von-diesen-Flachen-stehenzur\erfligung-Diese Flachen
a) 70 ha fir die Neuansiedlung von Betrieben und fiir die Erweiterung kommunaler sind aufgeteilt in:

Arbeitszonen; a) 70 ha fir die Neuansiedlung von Betrieben und fiir die Erweiterung kommunaler

b) 44 ha fir Wohnschwerpunkte; Arbeitszonen;
c) 11 ha fiur die Einzonung von Zonen fir 6ffentliche Nutzungen. b) 44 ha fir Wohnschwerpunkte;

c) 4436 ha fur die Einzonung von Zonen fir 6ffentliche Nutzungen.

Die ortliche Zuweisung und Festlegung der Flachen erfolgt gemass den Beschliissen

1.3-1.5. Die o6rtliche Zuweisung und Festlegung der Flachen erfolgien gemass den Beschliis-
sen 1.3— bis 1.5. Die Beziige von Flachen aus den Kontingenten gemass Planungs-
grundsatz B und die noch verfigbaren Flachen werden laufend in einem kantonalen
Monitoring ausgewiesen.

Planungsanweisungen und ortliche Festlegung Planungsanweisungen und ortliche Festlegung

1. Siedlungsgebiet 1. Siedlungsgebiet

1.1 Das Siedlungsgebiet von insgesamt 21 950 ha wird festgesetzt. Dieses umfasst ei- 1.1 Das Siedlungsgebiet von insgesamt-24-966 21'975 ha wird festgesetzt. Dieses um-
nen Anordnungsspielraum bei der Detailabgrenzung der Bauzonen im Rahmen der fasst einen Anordnungsspielraum bei der Detailabgrenzung der Bauzonen im Rah-
Nutzungsplanung. men der Nutzungsplanung.

Rechtskréftiger Stand: Juni 2023 Stand des Entwurfs: Mai 2025
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ORIGINAL-VERSION
Inhalte gemass rechtskraftigem Stand

Umwelteinwirkungen

Ausgangslage / Gesetzliche Grundlage / Auftrag

Der Bund erlasst Vorschriften ber den Schutz des Menschen und seiner naturlichen
Umwelt vor schadlichen oder lastigen Einwirkungen. Er sorgt dafir, dass solche Einwir-
kungen vermieden werden. Die Kosten der Vermeidung und Beseitigung tragen die Ver-
ursacher. Fur den Vollzug der Vorschriften sind die Kantone zustandig, soweit das Ge-
setz ihn nicht dem Bund vorbehalt.

Kanton und Gemeinden sorgen durch ihre Rechtssetzung und bei der Wahrnehmung
aller ihrer Zustandigkeiten fiir den grésstmoglichen Schutz des Menschen und seiner
naturlichen Umwelt gegen schadliche und lastige Einwirkungen. Namentlich sind Luft
und Wasser rein zu halten und der Larm einzuddmmen.

Neue Bauzonen fir Wohngebaude oder andere Gebaude, die dem langeren Aufenthalt
von Personen dienen, dirfen nur in Gebieten vorgesehen werden, in denen die Larm-
immissionen die Planungswerte nicht Uberschreiten oder in denen diese Werte durch
planerische, gestalterische oder bauliche Massnahmen eingehalten werden kénnen.

Erleichterungen nach den bundesrechtlichen Vorschriften Gber den Larmschutz dirfen
nur mit Zustimmung der kantonalen Behorde gewahrt werden.

Rechtskréftiger Stand:

Art. 74 BV

§ 42 Abs. 1-2 KV

Art. 24 Abs. 1 USG

§ 25 Abs. 1 EG UWR

September 2011

GEANDERTE VERSION Anderungen wie folgt markiert:

— neu hinzugefiigte Inhalte: gelb markiert und unterstrichen

Entwurf vom 08.07.2025 — zu léschende Inhalte:

Umwelteinwirkungen

Ausgangslage / Gesetzliche Grundlage / Auftrag

Der Bund erlasst Vorschriften tUber den Schutz des Menschen und seiner natlrlichen
Umwelt vor schadlichen oder Iastigen Einwirkungen. Er sorgt dafir, dass solche Einwir-
kungen vermieden werden. Die Kosten der Vermeidung und Beseitigung tragen die Ver-
ursacher. Fur den Vollzug der Vorschriften sind die Kantone zustandig, soweit das Ge-
setz ihn nicht dem Bund vorbehalt.

Kanton und Gemeinden sorgen durch ihre Rechtssetzung und bei der Wahrnehmung
aller ihrer Zustandigkeiten fiir den grosstmoglichen Schutz des Menschen und seiner
naturlichen Umwelt gegen schadliche und lastige Einwirkungen. Namentlich sind Luft
und Wasser rein zu halten und der Larm einzuddmmen.

Gemass RPG sollen insbesondere Wohngebiete vor schadlichen oder |dstigen Einwir-

" Kiert und durcl el

S 1.7

Art. 74 BV

§ 42 Abs. 1-2 KV

Art. 3 Abs. 3 lit. b RPG

kungen wie Luftverschmutzung, Ladrm und Erschiitterungen méglichst verschont werden.

Neue und noch nicht erschlossene Bauzonen fiir Wohngebaude oder andere Gebaude,
die dem langeren Aufenthalt von Personen dienen, dirfen nur in Gebieten vorgesehen
werden, in denen die Larmimmissionen die Planungswerte nicht Uberschreiten oder in
denen diese Werte durch planerische, gestalterische oder bauliche Massnahmen einge-
halten werden kénnen.

Bauzonen fir Wohngebaude oder andere Gebaude, die dem langeren Aufenthalt von
Personen dienen, dirfen nur ausgeschieden werden, wenn die Planungswerte eingehal-
ten werden koénnen.

In Bauzonen dirfen Anderungen von Nutzungsplanen, mit denen zusétzlicher Wohn-
raum geschaffen werden soll, nur beschlossen werden, wenn die Immissionsgrenzwerte
(IGW) eingehalten werden kénnen.

Ausnahmen kénnen gewahrt werden, wenn gewisse Voraussetzungen erfiillt sind.

Anlagen, die den Vorschriften des Umweltschutzgesetzes oder den Umweltvorschriften

Art. 24 Abs—4 USG

Art. 24 USG

(Anderung vom 27. Sep-
tember 2024; noch nicht in
Kraft) > ersetzt obigen Ab-
schnitt, sobald in Kraft

Art. 16 Abs. 1 USG

anderer Bundesgesetze nicht gentigen, sind zu sanieren.

Die Vollzugsbehoérde gewahrt Erleichterungen, soweit die Larmsanierung unverhaltnis-

Art. 14 Abs. 1 LSV

massige Betriebseinschrankungen oder Kosten verursachen wiirde.

Erleichterungen nach den bundesrechtlichen Vorschriften Gber den Larmschutz dirfen
nur mit Zustimmung der kantonalen Behorde gewahrt werden.

Stand des Entwurfs:

§ 25 Abs. 1 EG UWR

Juli 2025



Der Regierungsrat bezeichnet die Gebiete, bei denen feststeht oder zu erwarten ist, dass
Ubermassige (Luft-)immissionen auftreten, sofern diese nicht von einer einzelnen statio-
naren Anlage verursacht sind. Er erlasst einen Massnahmenplan nach der Bundesge-
setzgebung.

Beleuchtungsanlagen fiir Aussenbereiche oder Kulturgiiter sollen keine stérenden Im-
missionen verursachen. Verboten sind dauerhafte und regelmassige im Freien betrie-
bene Licht- oder Lasereffekte oder ahnlich wirkende kinstliche Lichtquellen. Der vo-
ribergehende Betrieb darf keine fiir Tiere und Pflanzen schadlichen Immissionen verur-
sachen und bedarf einer Bewilligung durch die zustdndige Gemeindebehdrde.

Der Regierungsrat hat im Rahmen des Massnahmenplans Luftreinhaltung 2009 und
nach Massgabe des weiterentwickelten Luftreinhaltekonzeptes des Bundes Emissions-
ziele fir die wichtigsten Luftschadstoffe sowie die zur Zielerreichung nétigen Massnah-
men und Termine festgelegt.

Wohngebiete sollen vor schadlichen oder lastigen Einwirkungen wie Luftverschmutzung,
Larm und Erschitterungen moglichst verschont werden.

Der Bund, der Kanton und die Gemeinden als Anlagenbesitzer haben diejenigen Anlagen
zu sanieren, die den Vorschriften des Umweltschutzgesetzes oder den Umweltvorschrif-
ten anderer Bundesgesetze nicht genligen.

Die Vollzugsbehorde gewahrt Erleichterungen, soweit die Larmsanierung unverhaltnis-
massige Betriebseinschréankungen oder Kosten verursachen wirde.

Die Fristen fir die Larmsanierung sind in der Larmschutz-Verordnung (LSV) verbindlich

festgelegt und laufen im Jahr 2018 fir Kantons- und Gemeindestrassen, und im Jahr
2015 fur Nationalstrassen ab.

Rechtskréftiger Stand:

Richtplan Kanton Aargau S 1.7

§ 24 Abs. 1-2 EG UWR
Art. 44a USG

§ 27 Abs. 1 EG UWR

Massnahmenplan Luftrein-
haltung, 2009

Art. 3 Abs. 3 lit. b RPG

Art. 16 Abs. 1 USG

Art. 14 Abs. 1 LSV

Art. 17 LSV

September 2011

Larmschutz an Strassen geméass Nationalem Massnahmenplan ist eine Daueraufgabe.

Art. 17 LSV

Die Subventionierung von Larmschutzmassnahmen seitens des Bundes mittels Pro-
grammvereinbarungen wird dauerhaft verlangert. Die Subventionskriterien werden lau-
fend Uberprift und gegebenenfalls angepasst.

Der Kanton Aargau setzt sich unter Abwagung aller Interessen flir minimale Emissionen

UmweltAARGAU 2017

und Immissionen (Larm, Licht, Schadstoffe) ein.

Der Regierungsrat bezeichnet die Gebiete, bei denen feststeht oder zu erwarten ist, dass
Ubermassige (Luft-)immissionen auftreten, sofern diese nicht von einer einzelnen statio-
naren Anlage verursacht sind. Er erlasst einen Massnahmenplan nach der Bundesge-
setzgebung.

Der Regierungsrat hat im Rahmen des Massnahmenplans Luftreinhaltung 2022 und

§ 24 Abs. 1 -2 EG UWR
Anhang 3V EG UWR
Art. 44a USG

Massnahmenplan Luftrein-

nach Massgabe des weiterentwickelten Luftreinhaltekonzeptes des Bundes Emissions-

haltung 2022

ziele fir die wichtigsten Luftschadstoffe sowie die zur Zielerreichung nétigen Massnah-
men und Termine festgelegt.

einzurichten, dass sie ausserhalb ihres Bestimmungsbereichs keine stérenden Immissi-
onen verursachen. Die dauerhafte Installation und der regelmassige Betrieb von Anla-
gen, die im Freien Licht- oder Lasereffekte erzeugen, oder ahnlicher kinstlicher, himmel-
warts gerichteter Lichtquellen sind verboten. Der voriibergehende Betrieb von Anlagen,
die im Freien Licht- oder Lasereffekte erzeugen, darf keine fir Tiere und Pflanzen schad-
lichen Immissionen verursachen. Er bedarf einer Bewilligung durch die zustandige Ge-
meindebehdrde.

Stand des Entwurfs:

§ 27 Abs. 1 -3 EG UWR

Juli 2025



Herausforderung

Die raumliche Ordnung von Wohn- und Arbeitsgebieten, Freizeit- und Einkaufszentren,
Schulen und 6ffentlichen Dienstleistungszentren bestimmt in wesentlichem Ausmass
das Verkehrsaufkommen und die zuriickgelegten Distanzen.

Die zunehmenden Verkehrsstrome belasten den Siedlungsraum, speziell beziglich
Larm und Luft. Dies gilt insbesondere in den Agglomerationen und entlang der Hochleis-
tungs- und Hauptverkehrsstrassen. Um weiterhin die gute Lebensqualitat und die sehr
gute Erreichbarkeit im Kanton Aargau zu gewahrleisten, sind mit planerischen Massnah-
men die zunehmenden Konfliktbereiche mdéglichst gering zu halten, weite Gebiete zu
schonen und die bereits belasteten Gebiete zu entlasten.

Uberschreitungen der Grenzwerte bei La&rmemissionen gehen im Aargau von rund 25 km
Nationalstrasse und 200 km Kantonsstrasse aus. Die Hauptlinien der SBB und des G-
terverkehrkorridors sind ebenfalls Larmquellen. Deren Larmsanierung nach Massgabe
des Rechts steht kurz vor dem Abschluss. Handlungsbedarf besteht beim internationalen
Rollmaterial, welches den Erfolg der schweizerischen Rollmaterialsanierung schmalert.
Hinzu kommen Larmbelastungen, die vom Flugverkehr und von Schiessanlagen sowie
von einzelnen Industrie- und Gewerbebetrieben ausgehen.

Die Einhaltung der Planungswerte ist eine Voraussetzung fur Einzonungen. Deren Ein-
haltung ist aber bei standig zunehmendem Verkehrslarm und Verknappung des Bodens
praktisch nicht mehr moglich. Der bekannte Zielkonflikt zwischen RPG und USG akzen-
tuiert sich. Lésen lasst sich das Problem, wenn die Bauweise mit der kontrollierten und
schallgedammten Komfortliiftung — als erganzende Massnahme — zur Erfiillung der An-
forderungen an Bauzonen durch eine Anpassung der Larmschutzverordnung vorge-
schrieben wird.

Das Ziel der Luftreinhaltung ist die Einhaltung der Immissionsgrenzwerte (IGW) der ein-
zelnen Schadstoffe, um Menschen und Umwelt vor schadlichen oder Iastigen Luftverun-
reinigungen zu schitzen (Art. 14 USG). Bei allen beurteilten Luftschadstoffen, mit Aus-
nahme des SO, zeigt sich, dass die bisher beschlossenen Massnahmen nicht geniigen,
um dieses Ziel zu erreichen. Um die IGW gemass Luftreinhalte-Verordnung einhalten zu
kénnen, missen die Emissionen gegenliber dem Jahr 2000 reduziert werden, bei den
Stickoxiden um 60 %, bei den fllichtigen organischen Verbindungen um 50 %, beim Fein-
staub und beim Ammoniak um je 45 %.

Rechtskréftiger Stand:

Richtplan Kanton Aargau

September 2011

Herausforderung
Di 3 I a

Die zunehmenden Verkehrsstrome belasten den Siedlungsraum, speziell beziiglich Larm

§ 13 BauG Abs. 2° und 4

§ 15 BauG Abs. 3

und Luft. Dies gilt insbesondere in den_Kernstadten und Urbanen Entwicklungsraumen

Agglemerationen_und entlang der Hochleistungs—unrd-Hauptverkehrsstrassen_des uber-

§ 4 BauV

geordneten Kantonsstrassennetzes. Um weiterhin die gute Lebensqualitat und die sehr
gute Erreichbarkeit im Kanton Aargau zu gewahrleisten, sind mit planerischen Massnah-
men die zunehmenden Konfliktbereiche méglichst gering zu halten,-weite- Gebiete Wohn-
gebdude und ihre Umgebung zu schonen und die bereits belasteten Gebiete zu entlas-
ten.

Larm

Strassenlarm ist nach wie vor die grésste Larmquelle (beinhaltet Gemeindestrassen,
Kantonsstrassen und Autobahnen). Als erste und wichtigste Massnahme setzt der Kan-
ton Aargau fiir die Kantonsstrassen innerorts flichendeckend auf [armmindernde Belage.
Die Endwirkung entspricht ungefahr der Halbierung des Verkehrsaufkommens.

Nationalstrasse-und-200-km-Kantonsstrasse-aus—Die Hauptlinien der SBB und des Gi-
terverkehrkorridors sind ebenfalls Larmquellen. Deren Larmsanierung nach Massgabe
des Rechts-steht-kurz-vordem-Absehluss _ist im Kanton Aargau abgeschlossen. Hand-

richen-Rollmaterialsanierung-schmalert—Mit dem vom Bund im Jahre 2020 festgelegten
Emissionsgrenzwert fir Guterwagen, konnten die Larmemissionen deutlich reduziert
werden. Hinzu kommen Larmbelastungen, die vom Flugverkehr und von Schiessanlagen
sowie von einzelnen Industrie- und Gewerbebetrieben ausgehen.

Die Einhaltung der Planungswerte ist eine Voraussetzung fiir Einzonungen fir [armemp-

Art. 24 USG

findliche Nutzungen. Deren Einhaltung ist aber bei standig zunehmendem Verkehrslarm

und Verknappung des Bodens praktisch nicht mehr moglich. Der bekannte Zielkonflikt
zwischen RPG und USG akzentuiert-sich wurde bei der Revision des USG erkannt und
zukunftig werden Ausnahmen von der Einhaltung der Planungswerte unter gewissen Vo-
raussetzungen maoglich sein. Lésenlasstsich-das-Problem;—wenn-die-Bauweise-mit-der

Stand des Entwurfs:

Art. 29 ff. LSV

Juli 2025



Die Lichtverschmutzung fiihrt nicht nur zu einer Minderung der natirlichen Nachtland-
schaft, sondern beeintrachtigt auch die Lebensraume nachtaktiver Tiere.

Die negativen Wirkungen der heute zu einem gewissen Umfang wohl unvermeidbaren
Lichtemissionen sind deshalb moglichst zu minimieren.

Stand / Ubersicht

Die neu per 1. Januar 2010 giiltigen Regelungen des Baugesetzes und der Bauverord-
nung zum Thema Abstimmung von Siedlungs- und Verkehrsentwicklung bezwecken
eine bessere Vertraglichkeit der Umwelteinwirkungen (Abstimmung Siedlung und Ver-
kehr [§ 13 BauG; § 1 ABauV], Siedlungs- und Strassenraumgestaltung [§ 15 BauG; § 3a
ABauV], Bedingte Einzonung [§ 15a BauG], Baureife [§ 32 BauG; § 26b ABauV], Okolo-
gischer Ausgleich [§ 40a BauG], Kommunaler Gesamtplan Verkehr [§ 54a BauG; § 24
ABauV])).

Die Thematik Umwelteinwirkungen wird in mehreren Richtplankapiteln behandelt bezie-
hungsweise mit entsprechenden Beschlissen umgesetzt. Im Rahmen der Abstimmung
von Siedlung und Verkehr betrifft dies im Wesentlichen die Richtplan-Kapitel S 1.1 Sied-
lungsqualitat und innere Siedlungsverdichtung, S 1.3 Wirtschaftliche Entwicklungs-
schwerpunkte sowie Bahnhofsgebiete, S 3.1 Standorte fiir Nutzungen mit hohem Ver-
kehrsaufkommen und fir mittelgrosse Verkaufsnutzungen, M 3.4 Busverkehr, M 4.1
Rad- und Fussverkehr, M 5.1 Kombinierte Mobilitdt und M 6.1 Guterverkehr auf Schiene
und Strasse.

Weitere wichtige Kapitel mit Einfluss auf die Umwelteinwirkungen sind E 3.1 Warmever-
sorgung, V 3.1 Telekommunikation und A 2.1 Abfallanlagen und Deponien.

Der kantonale Strassenldrmbelastungskataster gibt die ortliche Larmbelastung wieder.
Die Entscheide bei Planungen, Baubewilligungen und Sanierungsmassnahmen sind auf

Rechtskréftiger Stand:

Richtplan Kanton Aargau

September 2011

Die Luftschadstoffbelastung im Kanton Aargau hat in den letzten Jahrzehnten unter an-
derem aufgrund von technologischen Fortschritten bei Feuerungsanlagen und Fahrzeu-
gen deutlich abgenommen. Dennoch ist die Bevdlkerung teilweise immer noch einer
Ubermassigen Belastung mit Luftschadstoffen ausgesetzt. Die Immissionsgrenzwerte
werden insbesondere fir Feinstaub und Ozon Uberschritten. Nach wie vor verursacht der
Ausstoss von Luftschadstoffen gesundheitliche Schaden. Die Belastung mit Feinstaub
und Stickoxiden ist vor allem entlang der Verkehrsachsen und in stadtischen Gebieten
hoch. Eine Uberschreitung der Ozongrenzwerte ist insbesondere an heissen Sommerta-
gen zu verzeichnen. Dies fiihrt unter anderem zu Atemwegs- und Herz-Kreislauf-Erkran-
kungen und frihzeitigen Todesfallen. Hohe Stickstoffeintrage aus der Luft beeintrachti-
gen Okosysteme und reduzieren dadurch die Artenvielfalt.

Licht

Die-Lichtverschmutzung-fihrt-Starke und unndtige Lichtemissionen fihren nicht nur zu

einer Minderung der natirlichen Nachtlandschaft, sondern-beeintrachtigtauch-die-Le-
bensraume-nachtaktiverTiere haben lastige bis schadliche Auswirkungen auf viele Pflan-

zen- und Tierarten sowie den Menschen. Kiinstliches Licht in der Nacht tragt zur Verrin-
gerung der Biodiversitét bei, da die Uberlebenschance zahlreicher Arten weiter sinkt.

- r Auf vermeidbare
Lichtemissionen ist zu verzichten und nicht vermeidbaren Lichtemissionen sind-deshalb
in ihrer negativen Wirkung mégliehstzu minimieren. Beleuchtungsanlagen sind so zu op-
timieren, dass Objekte gezielt und effizient beleuchtet werden. Die Wahl einer zweck-
massigen, effizienten und gezielten Beleuchtung trégt zum Schutz von Mensch, Natur
und Umwelt bei und erméglicht ein besseres Erleben der Nachtruhe und des Nachthim-
mels.

Stand / Ubersicht

Die-neuper seit 1. Januar 2010 guiltigen Regelungen des Baugesetzes und der Bauver-
ordnung zum Thema Abstimmung von Siedlungs- und Verkehrsentwicklung bezwecken
eine bessere Vertraglichkeit der Umwelteinwirkungen (Abstimmung Siedlung und Ver-
kehr—[§—13—BauG—§4—BaHV—§—1—ABau¥} Sledlunqsqualltat Sledlungs und Strassenraum-
gestaltung-{§ , Bau-
relfe—[§ﬁ32—BaHG—§46—BahAL§—26bABakA#} Okologlscher Ausglelch—[§4Ga—BaHG} Kom-
munaler Gesamtplan Verkehr{§-54a-BauG;-§ 2 Bau\-§-24-ABau\y).

Die Thematik Umwelteinwirkungen-wird beschrankt sich nicht auf den Sachbereich Sied-
lung, sondern ist bei allen raumwirksamen Tatigkeiten relevant. Entsprechend werden
Umwelteinwirkungen in mehreren Richtplankapiteln behandelt beziehungsweise mit ent-

sprechenden Beschlussen umgesetzt—lm—Rahmen—de#AbsHm#mng—ven—&ed#ung—und

Larm
Der kantonale Strassenlarmbelastungskataster gibt die_grobe ortliche Larmbelastung
wieder. Die Entscheide bei Planungen, Baubewilligungen und Sanierungsmassnahmen

Stand des Entwurfs:

§§ 13, 15, 32, 40a und
54a BauG

§8 2, 4,9 und 46 BauV

Juli 2025



diese Erkenntnisse auszurichten. Der Kataster erlaubt es, Prioritaten flr Sanierungen zu
setzen und einen straffen Vollzug zu organisieren. Besondere Beachtung erhalt die in-
tegrale Larmsanierung im Innerortsbereich bei der Strassenraumgestaltung. Die Sanie-
rungsfrist fir larmbelastete Strassenabschnitte wurde vom Bund bis 2018 erstreckt.

Der Bund fiihrt einen Kataster der Larmbelastungen entlang der Bahnlinien und entlang
der Nationalstrassen. Es gilt eine besondere Prioritat fir Larmschutzmassnahmen an
den SBB-Linien und an den Nationalstrassen.

Durch Fluglarm kommt es auf dem Kantonsgebiet vereinzelt zu Planungswertlberschrei-
tungen. Die Planungswertiberschreitungen des Flugplatzes Birrfeld tangieren bestehen-
des Siedlungsgebiet nur ganz am Rande. Die Planungswertliberschreitungen durch den
Flugbetrieb des Flughafens Zirich betreffen den tieferen Grenzwert fiir die Nachtstunden
(22.00 bis 06.00 Uhr). Sie werden durch den Nachtbetrieb zwischen 22.00 und 23.30 Uhr
verursacht. Die raumplanerischen Einschrankungen fir die Entwicklung des Siedlungs-
gebiets aufgrund von Planungswertiiberschreitungen, die durch wenige Einzelereignisse
in den frihen Nachtstunden auftreten, missen Uberprift werden. Als Massnahme steht
im Vordergrund, die technischen Anforderungen an die Bauten in diesen Zonen zu erho6-
hen (Larmisolation, Komfortliftung), damit die Larmauswirkungen im Innern der Bauten
weiter gemildert werden kénnen. Die Optimierungen durch Massnahmen auf dem Aus-
breitungsweg sowie durch Anordnung der Raumlichkeiten stehen beim Flugverkehr —im
Gegensatz zum Strassen- und Schienenverkehr — nicht zur Verfligung.

Bei der Luftreinhaltung sieht die Immissionssituation im Kanton Aargau 2009 aufgrund
der Messungen, Modellrechnungen und im Vergleich mit andern Stationen in der
Schweiz wie folgt aus:

— Die SOz-Immissionen sind auf einem sehr tiefen Niveau. Der Jahresmittel-Immissions-
grenzwert (IGW) fur SO2 wird Uberall eingehalten.

— Die NO2z-Immissionen sind vor allem an verkehrsexponierten Standorten hoch. In den
Agglomerationen und entlang von verkehrsreichen Strassen wird der Jahresmittel-IGW
von NO:2 Uberschritten. Der Tagesmittel-IGW wird im Kanton Aargau kaum noch Uber-
schritten (punktuell 1 x bis 2 x pro Jahr).

— Uberschreitungen der Immissionsgrenzwerte fiir Feinstaub (PM10) treten im ganzen
Kanton auf. In landlichen Gebieten wird das Jahresmittel in der Regel eingehalten, bei
winterlichen Inversionslagen wird aber der Tagesmittel-IGW mehr als an einem Tag
Uberschritten.

— Die Ozon-Immissionen sind stark vom Wetter (insbesondere der Sonneneinstrahlung)
abhangig und von daher ein saisonales Problem. Im Sommer wird der Stundenmittel-
IGW flachendeckend deutlich Uberschritten.

Rechtskréftiger Stand:

Richtplan Kanton Aargau

September 2011

sind auf diese Erkenntnisse auszurichten. Der Kataster erlaubt es, Prioritaten fiir Sanie-
rungen zu setzen und einen straffen Vollzug zu organisieren. Besondere Beachtung er-
halt die integrale Larmsanierung im Innerortsbereich bei der Strassenraumgestaltung.

strecktInsgesamt sind im Belagsstrategieplan larmarme Belédge fiir rund 600 km Stre-
ckenlange innerorts vorgesehen. Die Umsetzung ist im Gang.

Das Ziel der Luftreinhaltung ist die Einhaltung der Immissionsgrenzwerte (IGW) sowie

Art. 14 USG

der kritischen Eintrags- und Konzentrationswerte der einzelnen Schadstoffe, um Men-

IGW gemaéss LRV

schen und Umwelt vor schadlichen oder lastigen Luftverunreinigungen zu schitzen. Bei
allen beurteilten Luftschadstoffen, mit Ausnahme von Schwefeldioxid, zeigt sich, dass
die bisher beschlossenen Massnahmen nicht gentigen, um dieses Ziel zu erreichen. Um
die IGW gemass Luftreinhalte-Verordnung einhalten zu kbnnen, missen die Emissionen
gegeniuber dem Jahr 2015 reduziert werden, bei den Stickoxiden um 38 %, bei den flich-
tigen organischen Verbindungen (Nicht-Methan) um 5 %, beim Feinstaub als PM10 um
36 %, sowie als PM2.5 um 24 % und beim Ammoniak um 37 %.

Stand des Entwurfs:

Juli 2025



Richtplan Kanton Aargau S 1.7

Die Abteilung fir Umwelt erfasst die lufthygienisch problematischen Gebiete. Sie orien-

Die-Abteilungfar-Umwelt Der Kanton erfasst die lufthygienisch problematischen Gebiete.  § 24 EG UWR
tiert sich dabei an den Immissionskarten und -daten der Luftschadstoffe NO2 und PM10.

Sie-Er orientiert sich dabei an den Immissionskarten und -daten der Luftschadstoffe NO2 §46 VEG UWR

Stickstoffdioxidund, Feinstaub (PM10 und PM2.5) sowie an der Karte mit den libermds- Anhang 3V EG UWR
sigen Stickstoffdepositionen.

Rechtskréftiger Stand: September 2011 Stand des Entwurfs: Juli 2025



Richtplan Kanton Aargau S 1 T

Modellierte Immissionskarten fiir das Jahr 2000 Modellierte jahresmittlere Immissionskarten fiir dieas Jahre-2000 2015 und 2030

2015 2030

PM10-Immissionen

(Mikrogramm/m?)

] 15-175

Bl 175-20

[] 20-225

[ 225-25

B 25-275

Bl >275 PM10 [pg/im?]
B - 36 B 16 - 18
-3 [ 14- 16
-3 - 14
E-32 [ io-12
B c-30 s- o

- 2: B:-:

B 24-26 JE4-e

2-24 -4

[ ]20-22 plo-2

B 13- 20
Immissionen von Feinstaub (PM10). PM40-lmmissionen-im-Jahr2000—Der Jahresmittel-
grenzwert liegt bei 20 Mikrogramm/m?._Konzentrationen unter dem Grenzwert sind in griin
und blau dargestellt.

PM10-Immissionen im Jahr 2000. Der Jahresmittelgrenzwert liegt bei 20 Mikrogramm/m3.

Rechtskréaftiger Stand: ~ September 2011 Stand des Entwurfs:  Juli 2025



Richtplan Kanton Aargau S 1 7

2015

PM2.5 [pg/m?]

I -2 I =
718 e
517 e
B 1516 B 5¢
Bl 415 g as
B 1314 T P
1101 B -
I o-10

Immissionen von Feinstaub (PM 2.5). Der Jahresmittelgrenzwert liegt bei
10 Mikrogramm/m?. Konzentrationen unter dem Grenzwert sind in griin und blau dargestellt.

Rechtskréaftiger Stand: ~ September 2011 Stand des Entwurfs:  Juli 2025



Richtplan Kanton Aargau

S1.7

NO2-Immissionen
(Mikrogramm/m?3)

NO2-Immissionen im Jahr 2000. Der Jahresmittelgrenzwert liegt bei 30 Mikrogramm/m?.

Rechtskréftiger Stand:

September 2011

2015

NO; [pg/m’] [ 27 - 30
- - 27
Bl:-52 2 -24
Bl -51 e 21
Bl -4c E15-18
Bls-a5 Bi2-15
Blx-42 -2
Bls-30 Hlc-9

-3 El:-6

[ Ja0-33 HMo-:

2030

NO2-Immissionen-lmmissionen von Stickstoffdioxid (NO2). Der Jahresmittelgrenzwert liegt
bei 30 Mikrogramm/m?®._Konzentrationen unter dem Grenzwert sind in griin und blau darge-
stellt.

Licht
Unnétige Lichtemissionen haben in den letzten Jahren stark zugenommen. Der Anteil na-
turlich dunkler Flachen nimmt in der Schweiz jahrlich um fast 4 % ab.

Urbane Raume sind die gréssten Lichtemittenten. Daneben sind insbesondere grosse In-
dustrieareale am Siedlungsrand oder ausserhalb des Siedlungsgebiets Quellen von starkem
kiinstlichem Licht und beeintrachtigen die umliegenden Landschafts- und Naturrdume durch
Lichtimmissionen. Einige Gemeinden haben zur Einddmmung der Lichtemission in ihren
Bau- oder Polizeireglementen Vorschriften erlassen oder sonstige Massnahmen getroffen
(zum Beispiel bezlglich Strassenbeleuchtung).

Stand des Entwurfs:

Juli 2025



BESCHLUSSE

Planungsgrundsitze
A. Die Anliegen des Larmschutzes, der Luftreinhaltung und der Energieeffizienz sind
frihzeitig in die Abstimmung von Siedlungs- und Verkehrsplanung einzubeziehen.

B. In Wohngebieten sind die Larm- und Luftschadstoff-Belastung aktiv soweit méglich
zu reduzieren.

C. Die Lichtverschmutzung ist soweit méglich durch zielgerichtetes, den Verhaltnissen
angepasstes und zeitlich begrenztes Beleuchten zu vermeiden.

D. Der Regierungsrat legt im Rahmen der kantonalen Abfallplanung wichtige Rahmen-
bedingungen fiir eine Abstimmung mit anderen Raumnutzungen fest.

Planungsanweisungen

1. Larmschutz

1.1 Der Regierungsrat legt gestitzt auf den Strassenlarmbelastungskataster die Priori-
taten fur die Larmsanierungen an Kantonsstrassen fest. Mit den Strassenbaupro-
grammen sind jahrlich Mittel zur Verfiigung zu stellen, welche eine mdglichst konti-
nuierliche, rasche und effiziente Larmsanierung erlauben.

1.2 Sind bei der Larmsanierung von Kantons- und Gemeindestrassen wegen gewahrten
Erleichterungen bei larmempfindlichen Rdumen die Immissionsgrenzwerte der Emp-
findlichkeitsstufe Il (65/55 Dezibel Tag/Nacht) nicht eingehalten, kdnnen Schall-
schutzmassnahmen an den Gebauden (in der Regel Schallschutzfenster und Schall-
dammlufter) getroffen werden. Die Finanzierung erfolgt nach den kantonalen Vorga-
ben.

1.3 Prioritdt haben Larmschutzmassnahmen an den SBB-Linien und an den Natio-
nalstrassen. Der Kanton kann in Einzelfallen (Briicken und dergleichen) finanzielle
Beitrage leisten.

1.4 Larmsanierungen im Innerortsbereich sind unter Beriicksichtigung aller Interessen
und Mdoglichkeiten (technisch, verkehrlich und stadtebaulich/architektonisch) integral
umzusetzen. Der Kanton unterstiitzt die Gemeinden bei der Sanierung von Strassen
in kommunaler Zustandigkeit.

1.5 Der Regierungsrat setzt sich beim Bund dafiir ein, dass bei Planungswertiiberschrei-
tungen durch Fluglarm in den Nachtstunden die Larmschutzanforderungen an
Bauzonen so angepasst werden, dass die bauliche Entwicklung mit verscharften
Bauvorschriften (unter anderem Larmisolation, Komfortlliftung) méglich wird.

Rechtskréftiger Stand:

Richtplan Kanton Aargau

September 2011

BESCHLUSSE

Planungsgrundsitze

A. Die Anliegen des Larmschutzes_und; der Luftreinhaltung und-derEnergieeffizienz-
sind friihzeitig in die Abstimmung von Siedlungs- und Verkehrsplanung einzubezie-

hen.

B. In Wohngebieten sind die Larm- und Luftschadstoff-Belastung aktiv soweit mdglich
zu reduzieren.

C. Die-Lichtverschmutzung-ist-emissionen sind soweit mdglich durch zielgerichtetes,
den Verhaltnissen angepasstes und zeitlich begrenztes Beleuchten zu vermeiden.
Beleuchtungen sind so zu planen, dass Naturrdume nicht beeintrachtigt werden.

Planungsanweisungen

1. Larmschutz

1.1 Der Regierungsrat legt gestitzt auf den Strassenlarmbelastungskataster die Priori-
taten fir die Larmsanierungen an Kantonsstrassen fest. Mit den Strassenbaupro-
grammen sind jahrlich Mittel zur Verfiigung zu stellen, welche eine mdglichst konti-
nuierliche, rasche und effiziente Larmsanierung erlauben.

1.2 Sind bei der Larmsanierung von Kantons- und Gemeindestrassen wegen gewahrten
Erleichterungen bei larmempfindlichen Raumen die Immissionsgrenzwerte der Emp-
findlichkeitsstufe 111 (65/55 Dezibel Tag/Nacht) nicht eingehalten, kdnnen Schall-
schutzmassnahmen an den Gebauden (in der Regel Schallschutzfenster und Schall-
dammlufter) getroffen werden. Die Finanzierung erfolgt nach den kantonalen Vorga-
ben.

1.3 Larmsanierungen im Innerortsbereich sind unter Beriicksichtigung aller Interessen
und Mdglichkeiten (technisch, verkehrlich und stadtebaulich/architektonisch) integral
und gemass den Anforderungen des Richtplankapitels S 1.1 umzusetzen. Der Kan-

ton unterstiitzt die Gemeinden bei der Sanierung von Strassen in kommunaler Zu-
standigkeit.

1.4 Beim Planen von Wohn- und vergleichbar larmempfindlichen Nutzungen namentlich
in larmbelasteten Gebieten ist auf die Larmbelastung bestmdglich zu reagieren (un-
ter anderem mittels Festlegung der Baufelder, Stellung der Baukdrper, Grundrissge-
staltung, Aussenraumplanung).

Stand des Entwurfs:

Juli 2025



2. Luftreinhaltung
2.1 In lufthygienisch problematischen Gebieten sind, soweit technisch machbar und wirt-
schaftlich tragbar, emissionsarme Warmeerzeugungsanlagen einzusetzen.

Rechtskréftiger Stand:

Richtplan Kanton Aargau

September 2011

2. Luftreinhaltung

2.1 In lufthygienisch problematischen Gebieten_(§ 24 EG UWR) sind, soweit technisch
machbar und wirtschaftlich tragbar, emissionsarme Warmeerzeugungsanlagen ein-
zusetzen.

3. Lichtemissionen

3.1 Kanton und Gemeinden vermeiden bei der Beleuchtung von Strassen und Platzen
sowie weiteren Bauten und Anlagen unnétige Lichtemissionen. Sie prifen die Not-
wendigkeit der Beleuchtung und fiihren diese unter Berticksichtigung aller Interessen
und Mdglichkeiten 6kologisch vertraglich und energieeffizient aus.

3.2 Die Gemeinden prufen in ihren Nutzungs- und Sondernutzungsplanungen konkreti-
sierende und ortsspezifische Vorschriften zur Vermeidung von unnétigen Lichtemis-
sionen insbesondere fiir Industrie-, Gewerbe-, Sport- und weitere Infrastrukturania-
gen sowie fir an Naturraume angrenzende Gebiete.

Stand des Entwurfs:

Juli 2025



Richtplan Kanton Aargau

ORIGINAL-VERSION
Inhalte gemass rechtskraftigem Stand

Wohnschwerpunkte (WSP)

Ausgangslage / Gesetzliche Grundlage / Auftrag

Mit dem Richtplan S 1.2 wird das Siedlungsgebiet insgesamt festgesetzt und geregelt.
Fir Wohnschwerpunkte (WSP) sind gemass S 1.2 (Planungsgrundsatz B) 44 ha Sied-
lungsgebiet reserviert. Das Wohnraumangebot in den bestehenden Siedlungsgebieten
und den WSP erganzen sich. Auch mit der Umsetzung der WSP sind die Bestrebungen
zur qualitativ hochwertigen Siedlungsentwicklung nach innen in den Ubrigen Rdumen
wichtig.

Die gesetzlichen Grundlagen sind:
Art. 1 Abs. 2 lit a® und b RPG: Die Siedlungsentwicklung nach innen lenken, unter Be-
ricksichtigung einer angemessenen Wohnqualitat; kompakte Siedlungen schaffen.

Art. 8a Abs. 1 lit. b—e RPG: Der Richtplan legt im Bereich Siedlung insbesondere fest,
wie Siedlungen und Verkehr aufeinander abgestimmt werden, wie eine hochwertige
Siedlungsentwicklung nach innen bewirkt wird, wie sichergestellt wird, dass die Bauzo-
nen den Anforderungen von Art. 15 RPG entsprechen und wie die Siedlungserneuerung
gestarkt wird.

Richtplan H 3: Der Kanton steigert die Wohn-, Lebens- und Wirtschaftsattraktivitat und
fordert regionale Entwicklungsschwerpunkte an besonders gut geeigneten Lagen.

Richtplan H 3.2: Es wird eine nachhaltige Wohnstandortpolitik verfolgt, die zukunftsge-
richtetes Wohnen in attraktivem Umfeld aufzeigt und dem haushalterischen Umgang mit
dem Boden sowie dem demografischen Wandel Rechnung tragt.

Richtplan S 1.1: Die Gemeinden sorgen fiir eine gute Siedlungsqualitat (Ortsbild, Qualitat
der Architektur, Umgebungs- und Freiraumgestaltung, Sicherheit in offentlichen Rau-
men, Okologie, Energieeffizienz), fiir eine Verdichtung unter Einhaltung der quartierspe-
zifischen Qualitaten, fir auf verschiedene Generationen und Familien ausgerichtete
Wohnungsstrukturen, fur eine dkologische Vernetzung im Siedlungsgebiet, fir das zent-
rumsnahe attraktive Wohnen im nahen Umfeld von (Bahn-)Haltestellen, firr eine kinder-,
jugend- und altersgerechte Umgebungs- und Freiraumgestaltung.

§ 13 Abs. 2°¢ BauG: Die Gemeinden zeigen auf, wie sie die innere Siedlungsentwicklung

und die Siedlungsqualitat férdern und wie die Siedlungsentwicklung auf die vorhandenen
oder noch zu schaffenden Kapazitaten des Verkehrsnetzes abgestimmt ist.

Rechtskréftiger Stand:

Art. 1 RPG

Art. 8a RPG

RP,H3

RP, S 1.1

§ 13 BauG

Marz 2015

GEANDERTE VERSION Anderungen wie folgt markiert:

— neu hinzugefiigte Inhalte: gelb markiert und unterstrichen

Entwurf vom 08.05.2025 — zu léschende Inhalte:

" i | durchaestricl

Zusatzliche redaktionelle Hinweise sind blau markiert.

Wohnschwerpunkte (\WWSP)

Ausgangslage / Gesetzliche Grundlage / Auftrag

Di ol . " ind:
Art—1-Abs- 2 lit-abisurd-b-RPG: Die Siedlungsentwicklung-rach-innenlenken; ist unter
Beriicksichtigung einer angemessenen Wohnqualitat; nach innen zu lenken und es sind
kompakte Siedlungen_zu schaffen.

Art—8a-Abs—1lit-b—e RPG:Der Richtplan legt im Bereich Siedlung insbesondere fest,
wie Siedlungen und Verkehr aufeinander abgestimmt werden, wie eine hochwertige
Siedlungsentwicklung nach innen bewirkt wird, wie sichergestellt wird, dass die Bauzo-
nen den Anforderungen von Art. 15 RPG entsprechen und wie die Siedlungserneuerung
gestarkt wird.

RiehtplanH-3:Der Kanton steigert die Wohn-, Lebens- und Wirtschaftsattraktivitat und
fordert regionale Entwicklungsschwerpunkte an besonders gut geeigneten Lagen.

RichtplanH-3-2:Es wird eine nachhaltige Wohnstandortpolitik verfolgt, die zukunftsge-
richtetes Wohnen in attraktivem Umfeld aufzeigt und dem haushalterischen Umgang mit
dem Boden sowie dem demografischen Wandel Rechnung tragt.

§13-Abs—2bis BauG:-Die Gemeinden zeigen auf, wie sie die innere Siedlungsentwick-
lung und die Siedlungsqualitat férdern und wie die Siedlungsentwicklung auf die vorhan-
denen oder noch zu schaffenden Kapazitaten des Verkehrsnetzes abgestimmt ist.

Stand des Entwurfs:

S1.9

Der erste Absatz wird nach
unten verschoben.

Art.1_Abs. 2 lit.a” und b
RPG

Art. 8a_ Abs. 1 lit. b—e RPG

RP,H3

RP, H3.2

§ 13.Abs. 2% BauG
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§ 15a BauG (Bedingte Einzonungen und Umzonungen): Zur Realisierung von Bauvor-
haben von Ubergeordnetem Interesse sind bedingte Einzonungen und Umzonungen zu-
lassig, wenn sie auf die besondere Eignung des Standorts angewiesen sind.

§ 46 BauG (Verdichtung): Die Gemeinden férdern insbesondere eine verdichtete Bau-
weise, die Schliessung von Baullicken sowie die vollstandige Ausnutzung bestehender
Gebaude.

Herausforderung

Das Bevdlkerungswachstum im Kanton Aargau wiederspiegelt die guten Voraussetzun-
gen als Wohnkanton: Die zentrale Lage im Schweizer Mittelland im Einzugsbereich der
beiden Metropolitanraume Zirich und Basel, in Verbindung mit einer guten verkehrlichen
Anbindung entlang zentraler Strassen- und Schienenachsen, attraktiven Natur- und
Landschaftsraumen und Uberregional wettbewerbsfahigen Wohnraumpreisen.

Wohnschwerpunkte kénnen einen bedeutenden Zielbeitrag fiir eine raumvertragliche
Gesamtbevolkerungsentwicklung leisten. Verdichtetes Bauen in Form von Wohnschwer-
punkten senkt die Erschliessungs- und weiteren Infrastrukturkosten. Die Siedlungsge-
staltung kann ganzheitlich erfolgen. Diese fordert eine 6kologische, urbane Bauweise
und verbessert die soziale Durchmischung. Schliesslich ermdéglichen die Reservenfla-
chen fir WSP (S 1.2 Planungsgrundsatz B) den jeweiligen Gebieten mehr Flexibilitat in
der ebenfalls notwendigen Verdichtung / Umgestaltung ihrer Bestandesflachen.

Der Kanton Aargau verflgt Uber verschiedene potenzielle WSP-Standorte an gut er-
schlossenen, zentralen Lagen. Besonders geeignete Flachen befinden sich in Bahnhofs-
nahe.

Die Herausforderung besteht darin, WSP mit moglichst hohen Dichten und gleichzeitig
hoher Wohnbauqualitat und attraktiver Freiraumgestaltung zu realisieren. WSP erfordern
Mindestgrossen beziglich Flache und Einwohnerzahl, damit sie effizient wirken kénnen.

Die Herausforderung bei der Realisierung sind bei Verdichtungsprojekten und heteroge-
ner Eigentimerstruktur grésser als bei Neubauprojekten in unbebauten gut erschlosse-
nen Bauzonen.

Rechtskréftiger Stand:
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§ 15 BauG

§ 46 BauG

Marz 2015

3 =Zur Realisierung von Bauvor-
haben von Ubergeordnetem Interesse sind bedingte Einzonungen und Umzonungen zu-
lassig, wenn sie auf die besondere Eignung des Standorts angewiesen sind.

§-46- BauG(Verdichtung):--Die Gemeinden fordern insbesondere eine verdichtete Bau-
weise, die Schliessung von Baullicken sowie die vollstdndige Ausnutzung bestehender

Gebaude.

Bei speziellen ortlichen Verhaltnissen kann flir autoarmes Wohnen ein geringeres Park-

§ 15a BauG

§ 46 BauG

§ 43a BauV

felder-Angebot als geméss den Richtwerten festgelegt werden, wenn in einem Mobili-
tatskonzept aufgezeigt wird, warum der Bedarf an Parkfeldern tiefer liegt und mit welchen
Massnahmen dieser geringere Bedarf dauerhaft sichergestellt wird.

Mit dem Richtplankapitel S 1.2 wird das Siedlungsgebiet insgesamt festgesetzt und ge-
regelt. Fir Wohnschwerpunkte (WSP) sind gemass S 1.2, {Planungsgrundsatz B}, 44 ha
Siedlungsgebiet reserviert. Das Wohnraumangebot in den bestehenden Siedlungsgebie-
ten und den WSP erganzent sich. Auch mit der Umsetzung der WSP sind die Bestrebun-
gen zur qualitativ hochwertigen Siedlungsentwicklung nach innen in den Gbrigen Rau-
men wichtig.

Herausforderung

WSP konnen einen bedeutenden Zielbeitrag fir eine raumvertragliche Gesamtbevolke-
rungsentwicklung leisten.-Merdichtetes Kompaktes Bauen in Form von WSP senkt die
Erschliessungs- und weiteren Infrastrukturkosten. Die Siedlungsgestaltung kann ganz-
heitlich erfolgen. Diese fordert eine 6kologische, urbane Bauweise und verbessert die
soziale Durchmischung.

Die Herausforderung besteht darin, WSP mit mdglichst hohen EirwohnerBevolkerungs-
dBichten und gleichzeitig hoher Wohnbauqualitat, und-attraktiver Freiraumgestaltung
und angepasst an den Klimawandel zu realisieren. WSP erfordern Mindestgréssen be-
zuglich Flache und EirweohnerBevolkerungszahl, damit sie effizient wirken kénnen.

Stand des Entwurfs:

Der Absatz wurde von
oben hierher verschoben,
deshalb sind nur die Ande-
rungen markiert.
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Stand / Ubersicht

Der kantonale Richtplan hat bisher Wirtschaftliche Entwicklungsschwerpunkte (ESP) von
kantonaler und regionaler Bedeutung definiert (S 1.3), aber noch keine WSP. Dabei han-
delt es sich um entwicklungsfahige Wohn- oder Mischnutzungsgebiete (mit hohen Wohn-
anteilen) an sehr gut erschlossenen Lagen mit breitem Angebot an funktionalen Ausstat-
tungen. WSP sollen einen Beitrag leisten zu einem nachhaltigen, urbaneren Wohnen im
Kanton Aargau. Da eine Uberdurchschnittliche funktionale Ausstattung vorausgesetzt
wird, stehen gemass Raumkonzept "Kernstadte", "Urbane Entwicklungsraume" und
"Landliche Zentren" im Vordergrund.

Die Eignung von Standorten fur WSP hangt von den Standortqualitaten und den rechtli-
chen Rahmenbedingungen ab. Ins Raumkonzept werden die festgelegten WSP aufge-
nommen. Die Standortkriterien fiir WSP sind in den nachfolgenden Planungsgrundsat-
zen definiert.
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Wirtschaftliche Entwicklungsschwerpunkte (ESP) von kantonaler Bedeutung
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Wirtschaftliche Entwicklungsschwerpunkte (ESP) von regionaler Bedeutung

Wohnungsschwerpunkte haben héheren Anspriichen an die Gestaltung zu genligen, als
dies bei Ublichen Wohnstandorten verlangt werden kann. In den WSP sind verschiedene
Nutzungs- und Gestaltungskriterien nachzuweisen (Planungsanweisung 2.3). Abgese-
hen von einer guten verkehrlichen Erschliessung und nahegelegenen, zentralortlichen
Ausstattungen ist die Kombination zwischen hoher Dichte, hoher Wohnqualitat und at-
traktiver Freiraumgestaltung entscheidend. Hinzu kommen spezifische Anforderungen

Rechtskréftiger Stand:
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Marz 2015

Stand / Ubersicht

(ESP, Richtplankapitel S 1.3) um entwicklungsfahige Wohn- oder Mischnutzungsgebiete

(mit hohen Wohnanteilen) an_zentralen, sehr gut erschlossenen Lagen mit breitem An-
gebot an funktionalen Ausstattungen_(zum Beispiel Umgebung von Bahnhdéfen). WSP
sollen einen Beitrag leisten zu einem nachhaltigen, urbaneren Wohnen im Kanton Aar-
gau. Da eine uberdurchschnittliche funktionale Ausstattung vorausgesetzt wird, stehen
gemass—Raumkonzept_fur WSP-Standorte “Kernstadte®, “Urbane Entwicklungsrdume*

und “Landliche Zentren® gemass Raumkonzept im Vordergrund.
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Wohnungssechwerpunkte-WSP haben héheren Ansprichen an die Gestaltung zu genu-
gen, als dies bei Ublichen Wohnstandorten verlangt werden kann. In den WSP sind ver-

schiedene Nutzungs- und Gestaltungskriterien nachzuweisen-(Planrungsanweisung-2-3).
Abgesehen von einer guten verkehrlichen Erschliessung und nahegelegenen, zentralort-

lichen Ausstattungen ist die Kombination zwischen hoher EinweohnrerBevolkerungsd-

Stand des Entwurfs:

Karte wird gestrichen,
WSP-Standorte sind neu
in der Richtplan-Gesamt-
karte dargestellt.
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an die Siedlungsgestaltung (unter anderem kinder- und altersgerecht), an 6kologische
und energieeffiziente, kompakte und dichte Siedlungsformen (Planungsanweisung 2.3)
sowie an eine nachhaltige Energieversorgung.

BESCHLUSSE

Planungsgrundsitze
A. Standorte mit Potenzial fiir eine qualitativ hochwertige, dichte Wohnraumentwicklung
von Uberregionaler Bedeutung werden als Wohnschwerpunkte (WSP) festgelegt.

B. Mit der Festlegung von Wohnschwerpunkten wird beabsichtigt sowohl eine hochste-
hende Siedlungserneuerung und -verdichtung im Uberbauten Bestand als auch eine
qualitatsvolle Entwicklung uniiberbauter Gebiete zu erreichen. Je nach Ausgangs-
lage sind unterschiedliche Anforderungen an Dichte, Gestaltung und Bauweise zu
berticksichtigen (vgl. Planungsanweisung 2.1 bis 2.3).

C. Wohnschwerpunkte kénnen Flachen gemass Kapitel S 1.2, Planungsgrundsatz B,
lit. b) und Beschluss 1.3, lit. c) beanspruchen.

D. Die Standortgemeinden sorgen regional abgestimmt fiir die planerische, organisato-
rische, infrastrukturelle und zweckmassig etappierte Entwicklung der Wohnschwer-
punkte. Der Kanton férdert die Umsetzung in Form von beratender, koordinierender
und allenfalls finanzieller Unterstuitzung.

Planungsanweisungen und ortliche Festlegungen
1. Wohnschwerpunkte
1.1 Als Wohnschwerpunkte werden folgende Standorte festgesetzt:

Nr. Standortgemeinde Areal Raumtyp

1 Bad Zurzach Bahnhof Landliches Zentrum

Berikon / Rudolfstetten- Mutschellenknoten Urbaner Entwicklungsraum

2  Friedlisberg / Widen
3  Bremgarten Bremgarten West (Baren- Urbaner Entwicklungsraum,
mattacher / Isenlauf) Landliches Zentrum
4  Buchs Hunzikermatte Urbaner Entwicklungsraum
5 Déttingen Gewerbestrasse Landliches Zentrum
6 Gebenstorf Geelig Urbaner Entwicklungsraum
7  Granichen Bahnhof Oberdorf Landliche Entwicklungsachse
8 Lenzburg Bahnhof Kernstadt
Zeughaus Kernstadt
9 Magenwil Bahnhof/Wolfboden Landliche Entwicklungsachse
10 Mellingen Birrfeldstrasse Landliche Entwicklungsachse
11  Mohlin, Rheinfelden Bahnhof Mo6hlin Landliche Entwicklungsachse,
Kernstadt
12 Muri Bahnhof / Bruel / Zentrum Landliches Zentrum
13 Spreitenbach Limmattalbahn-Achse Urbaner Entwicklungsraum
14  Turgi Bahnhof Urbaner Entwicklungsraum

Rechtskréftiger Stand:
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Marz 2015

Dichte, hoher Wohnqualitat und attraktiver, naturnaher Freiraumgestaltung entschei-
dend. Hinzu kommen spezifische Anforderungen an die Siedlungsgestaltung (unter an-
derem kinder- und altersgerecht), an 6kologische und energieeffiziente, kompakte-und-
dichte Siedlungsformen-{(Planunrgsanweisung-2-3) sowie an eine nachhaltige Energiever-
sorgung_und -produktion.

BESCHLUSSE

Planungsgrundsitze

A. Standorte mit Potenzial fiir eine qualitativ hochwertige;-dichte Wohnraumentwicklung
mit hohen EinwehnerBevolkerungsdichten von regionaler Bedeutung werden als
Wohnschwerpunkte (WSP) festgelegt.

B. Mit der Festlegung von Wohnschwerpunkten wird beabsichtigt sowohl eine hechste-
hende—hochwertige Siedlungserneuerung und—verdichtung_Innenentwicklung im
Uberbauten Bestand als auch eine qualitatsvolle Entwicklung untiberbauter Gebiete
zu erreichen. Je nach Ausgangslage sind unterschiedliche Anforderungen an Ein-
wohnerBevolkerungsdBichten, Gestaltung und Bauweise zu beriicksichtigen (vgl.
Planungsanweisungen 2.1 bis 2.3).

C. Wohnschwerpunkte kénnen Flachen gemass Richtplankapitel S 1.2, Planungs-
grundsatz B, lit. b) und-Besehluss_Planungsanweisung 1.3, lit. ¢c) beanspruchen.

D. Die Standortgemeinden sorgen regional abgestimmt fir die planerische, organisato-
rische, infrastrukturelle und zweckmassig etappierte Entwicklung der Wohnschwer-

punkte.-BerKanton-fordert-die- Umselzung-in-Form-von-beratender—koordinierende

lontalle Ananziolarl) " _

Planungsanweisungen und ortliche Festlegungen
1. Wohnschwerpunkte: Festsetzung / Zwischenergebnis
1.1 Als Wohnschwerpunkte werden folgende Standorte festgesetzt:

Nr. Standortgemeinde Areal Raumtyp

Richtplan-Gesamtkarte
RP.R 1

1 Bad-Zurzach Bahnhof Landliches Zentrum

Berikon / Rudolfstetten- Mutschellenknoten Urbaner Entwicklungsraum

2  Friedlisberg / Widen
3 Bremgarten Bremgarten West (Baren- Urbaner Entwicklungsraum,
mattacher / Isenlauf) Landliches Zentrum
4  Buchs Hunzikermatte Urbaner Entwicklungsraum
5 Doéttingen Gewerbestrasse Landliches Zentrum
6 Gebenstorf Geelig Urbaner Entwicklungsraum
7  Granichen Bahnhof Oberdorf Landliche-Entwicklungsachse
Urbaner Entwicklungsraum
8 Lenzburg Bahnhof Kernstadt
Zeughaus Kernstadt
9 Magenwil Bahnhof/ Wolfboden Landliche Entwicklungsachse
10 Mellingen Birrfeldstrasse Landliche Entwicklungsachse
11 Mohlin, Rheinfelden Bahnhof Mo6hlin Landliche Entwicklungsachse,
Kernstadt
12 Muri Bahnhof / Briel / Zentrum Landliches Zentrum
13 Spreitenbach Limmattalbahn-Achse Urbaner Entwicklungsraum
14  Turgi Bahnhof Urbaner Entwicklungsraum

Stand des Entwurfs:

Mai 2025



15 Wettingen Tagerhard-Ost Kernstadt

16 Zofingen Bahnhof-Sud Kernstadt

1.2 Als Zwischenergebnisse werden folgende Wohnschwerpunkte aufgenommen:

Nr. Standortgemeinde Areal Raumtyp

17 Buchs Steinfeld Urbaner Entwicklungsraum

18 Frick Bahnhof Landliches Zentrum

19 Oftringen Bahnhof Oftringen Urbaner Entwicklungsraum
Zentrum

20 Stein Breiteloo / Neumatt Landliche Entwicklungsachse

21 Wohlen Bahnhof Sid Kernstadt

1.3 Die Festlegung weiterer WSP erfordert die Erflillung folgender Standortkriterien:

*

— Raumtyp: Standort in Kernstadten, Urbanen Entwicklungsrdumen oder Landlichen
Zentren; in Ausnahmefallen bei guter 6V-Erschliessung (Guteklasse B) und gros-
ser Nahe zu Urbanen Entwicklungsraumen auch in Landlichen Entwicklungsach-
sen.

— Grosse: Standort mit regional abgestimmtem Potenzial fiir in der Regel mindestens
400 bis 1000 zusatzliche Einwohnerinnen und Einwohner (E)

— Abstimmung Siedlung und Verkehr: Standort mit Potenzial fiir 6V-Erschliessungs-
glteklasse B.

— Dichte: Standort, der sich potenziell fiir eine dichte Uberbauung (vgl. Beschlusss
2.1) eignet.

Innenentwicklung und Mindestdichten
Die Gemeinden sind verpflichtet, in WSP eine hohe bauliche Dichte planerisch vor-
zusehen. Dabei gilt es nach Raumtypen und Uberbauungsgraden zu unterscheiden:

Raumtyp Mindestdichte [E / ha]*
tiberbaute Wohn- uniiberbaute Wohn-
und Mischzonen und Mischzonen

Kernstadte 120 150

Urbane Entwicklungsraume 120 150

Landliche Zentren 80 100

Landliche Entwicklungsachsen 80 100

Die Einwohnerdichte wird wie folgt berechnet: Anzahl Einwohnende (geméass Regis-
tererhebung) innerhalb der Wohn- und Mischzonen pro Hektar Bruttozonenflache
der Uberbauten Wohn- und Mischzonen (geméass Erhebung Stand Erschliessung).

2.2 Die Gemeinden sorgen fur die notwendigen konzeptionellen Planungsarbeiten (Stu-

dienauftrage, Testplanungen, Masterplane, Wettbewerbe etc.) und setzen die Ergeb-
nisse mit den Instrumenten der Nutzungsplanung (Allgemeine Nutzungsplanung,
Sondernutzungsplanung, qualitatssichernde Verfahren) um.

Rechtskréftiger Stand:
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15 Wettingen Tagerhard-Ost Kernstadt

16 Zofingen Bahnhof-Sud Kernstadt

19 Oftringen Bahnhof Oftringen / Urbaner Entwicklungsraum
Zentrum

21 Wohlen Bahnhof Siid Kernstadt

1.2 Als Zwischenergebnis werden folgende Wohnschwerpunkte aufgenommen:

Richtplan-Gesamtkarte
RP,R 1

Nr. Standortgemeinde Areal Raumtyp
17 Buchs Steinfeld Urbaner Entwicklungsraum
18 Frick Bahnhof Landliches Zentrum

Zentrum
20 Stein Breiteloo / Neumatt Landliche Entwicklungsachse
24 Wohlen Bahnhof Sid Kernstadt

1.3 Die Festlegung weiterer WSP erfordert die Erflllung folgender Standortkriterien:

— Raumtyp: Standort in Kernstadten, Urbanen Entwicklungsraumen oder Landlichen
Zentren; in Ausnahmefallen bei guter 6V-Gliteklasse-B_C und grosser Nahe zu
Urbanen Entwicklungsraumen auch in Landlichen Entwicklungsachsen:,

— Grosse: Standort mit regional abgestimmtem Potenzial fiir in der Regel mindestens
400 bis 1'000 zusatzliche Einwohnerinnen und Einwohner (E),

— Abstimmung Siedlung und Verkehr: Standort mit Potenzial fur 6V-Erschliessungs-
guteklasse B_in Kernstadten und Urbanen Entwicklungsrdumen beziehungsweise
C in Landlichen Zentren und Landlichen Entwicklungsachsen.-

— MindestdBichte: Standort, der sich potenziell fiir eine-dichte-Uberbauung hohe Ein-
wohnerBevolkerungsdichte (vgl.-Besehlusss Planungsanweisung 2.1) eignet.

Innenentwicklung und Mindestdichten

Die Gemeinden sind verpflichtet, in WSP-eire-hohe-bauliche EinwohnerBevolke-
rungsdBichten planerisch vorzusehen. Dabei gilt es nach Raumtypen und Uberbau-
ungsgraden zu unterscheiden:

Raumtyp Mindestdichte [E / ha]*
tiberbaute Wohn- uniiberbaute Wohn-
und Mischzonen und Mischzonen

Kernstadte 120 150

Urbane Entwicklungsraume 120 150

Landliche Zentren 80 100

Landliche Entwicklungsachsen 80 100

Die Einwohner-Bevolkerungsdichte wird wie folgt berechnet: Anzahl Einwohnende
(gemass Registererhebung) innerhalb der Wohn- und Mischzonen pro Hektar Brut-
tozonenflache der Gberbauten Wohn- und Mischzonen (geméass Erhebung Stand Er-
schliessung).

2.2 Die Gemeinden sorgen fur die notwendigen konzeptionellen Planungsarbeiten (Stu-

dienauftrage, Testplanungen, Masterplane, Wettbewerbe etc.) und setzen die Ergeb-
nisse mit den Instrumenten der Nutzungsplanung (Allgemeine Nutzungsplanung,
Sondernutzungsplanung, qualitatssicherndeférdernde Verfahren) um.

Stand des Entwurfs:
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2.3 Die Gemeinden weisen insbesondere nach:

— Mindestwohnanteil 70 %

— bauliche Dichte gemass Beschluss 2.1,

— dass 6V-Erschliessungsguteklasse B im Zeitpunkt der Realisierung besteht,

— Siedlungs- und Freiraumgestaltung gemass Richtplankapitel S 1.1 Planungsan-
weisungen 1.1 und 1.2,

— dass durch kompakte und dichte Siedlungsformen eine energieeffiziente Struktur
und eine nachhaltige Energieversorgung gewahrleistet sind,

— dass ein Mindestanteil an 6ffentlichen Freirdumen und die Sicherung und Aufwer-
tung von siedlungsinternen Freiraumfunktionen gewahrleistet sind,

— eine zweckmassige Etappierung der Realisierung,

— an geeigneten Orten Erdgeschosse fir Gewerbe- oder Dienstleistungsnutzungen,

— eine gute Anbindung des Gebiets an die Netze des Fuss- und Radverkehrs im
Sinne von Richtplankapitel M 4.1 sowie eine gute und direkte Anbindung an die
nachste Haltestelle des 6ffentlichen Verkehrs mit dem Fuss- und Radverkehr.

2.4 Der Kanton fordert die Umsetzung von WSP durch Beratung, Begleitung, verein-
fachte Verfahren (Fortschreibung) und allenfalls finanzielle Unterstiitzung.

2.5 Der Kanton Uberprift in periodischen Abstanden den Vollzug der Strategie WSP.
Dazu verfassen die Standortgemeinden bis zum Abschluss der Realisierung perio-
dische Standberichte, mindestens alle vier Jahre.

Rechtskréftiger Stand:
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2.3 Die Gemeinden weisen insbesondere nach, dass:

— ein Mindestwohnanteil_von 70 %_eingehalten ist,

— badliche-eine EinwohnerBevolkerungsdBichte gemass-Besechiuss Planungsanwei-
sung 2.1 _erreicht wird,

— dass-die 6V-Erschliessungsguteklasse-B_gemass Planungsanweisung 1.3 zum-im
Zeitpunkt der Realisierung besteht, beziehungsweise eine bestmogliche Fuss- und
Veloverkehr-Erreichbarkeit der entsprechenden Haltestelle gewahrleistet ist,

— die_Siedlungs- und Freiraumgestaltung_die Kriterien gemass Richtplankapitel
S°1.1, Planungsanweisungen-+4-und 1.2_erflllten,

— dass-durch kompakte-und-dichie Siedlungsformen eine energieeffiziente Struktur
und eine nachhaltige Energieversorgung gewabhrleistet sind,

— die Bebauungs- und Freiraumstruktur ein angenehmes Lokalklima und einen
klimaresilienten Umgang mit der Ressource Wasser férdern,

— dass-ein Mindestanteilausgewogener Anteil an zusammenhangenden 6ffentlicher
nutzbaren Freirdumen und die Sicherung und Aufwertung von siedlungsinternen

Freiraumfunktionen gewahrleistet sind,

— eine zweckmassige Etappierung der Realisierung_erfolgt,

— an geeigneten Orten Erdgeschosse fiir Gewerbe- oder Dienstleistungsnutzungen
gepriift wurden,

— eine gute Anbindung des Gebiets an die Netze des Fuss- und-Rad_Veloverkehrs
im Sinne-ven_der Richtplankapitel M 4.1_und M 4.2 besteht-sowie-eine-gute-und

— das Potenzial fir autoarmes Wohnen gepriift und angemessen umgesetzt wird.

2.4 Der Kanton fordert die Umsetzung von WSP durch Beratung, Begleitung, verein-
fachte-Verfahren-sowie {raumliche Zuteilung des Siedlungsgebiets gemass Richt-
plankapitel S 1.2 Fertsehreibung)-und allenfalls finanzielle Unterstiitzung.

2.5 Der Kanton uberprift in periodischen Abstanden den Vollzug der Strategie WSP.
Dazu verfassen die Standortgemeinden bis zum Abschluss der Realisierung perio-
dische Standberichte, mindestens alle vier Jahre.

Stand des Entwurfs:
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S21

ORIGINAL-VERSION
Inhalte gemass rechtskraftigem Stand

Siedlungstrenngurtel

Ausgangslage / Gesetzliche Grundlage / Auftrag
Die Siedlungen sind nach den Bedurfnissen der Bevolkerung zu gestalten und in ihrer
Ausdehnung zu begrenzen.

Das Kulturland und der Naherholungsraum werden durch die Trennung Baugebiet / Kul-
turland und die innere Siedlungsverdichtung vom Siedlungsdruck entlastet.

Neue Infrastrukturen werden nach Moglichkeit mit bestehenden gebiindelt, um die Zer-
schneidung wenig belasteter Landschaftsraume zu vermeiden.

Herausforderung

Die verschiedenen Nutzungsanspriiche an den Boden fiihren zu einer stetigen Sied-

lungserweiterung. Mit der Ausdehnung und dem Zusammenwachsen der Siedlungsge-

biete vorab in den Entwicklungsachsen verbunden ist:

— die visuelle Auflosung der Gemeindegrenzen beziehungsweise eine Entwicklung hin
zu ununterbrochenen Siedlungsbandern,

— die grossraumige 6kologische Fragmentierung, indem die Wander- und Ausbreitungs-
moglichkeiten fur Tier- und Pflanzenarten quer lber die Taler hinweg eingeschrankt
oder unterbunden werden,

— eine Erschwerung des Luftaustausches sowie eine Verschlechterung des Bioklimas
(Hitze und Schwiile).

Rechtskréftiger Stand:

Art. 3 Abs. 3 RPG

RP, H 5.1

RP,H5.4

September 2011

GEANDERTE VERSION Anderungen wie folgt markiert:

— neu hinzugefiigte Inhalte: gelb markiert und unterstrichen

Entwurf vom 08.05.2025 — zu léschende Inhalte:

Siedlungstrenngurtel

Ausgangslage / Gesetzliche Grundlage / Auftrag
Die Siedlungen sind nach den Bedurfnissen der Bevolkerung zu gestalten und in ihrer
Ausdehnung zu begrenzen.

Das Kulturland und der Naherholungsraum werden durch die Trennung Baugebiet/Kul-

turland und die innere-Siedlungsverdichtunghochwertige Siedlungsentwicklung nach in-

" i  durct el

S 2.1

Art. 3 Abs. 3 RPG

RP, H 5.1
Art. 3 Abs. 2 lit. a und Art.

nen vom Siedlungsdruck entlastet.

Neue Infrastrukturen werden nach Moglichkeit mit bestehenden gebiindelt, um die Zer-
schneidung wenig belasteter Landschaftsraume zu vermeiden.

Die klare Trennung von Nichtbau- und Baugebiet sowie die hochwertige Siedlungsent-

8a Abs. 1 lit. c RPG

RP,H 5.4

LKS

wicklung nach innen tragen wesentlich zur Starkung des regionalen Landschaftscharak-
ters bei.

Herausforderung

Die verschiedenen Nutzungsanspriiche an den Boden flhren-zu—einerstetigen-Sied-

lungserweiterung nach wie vor zu einer Mehrbelastung des Raums.-Mit-der-Ausdehnung

und-dem-Zusammenwachsen Mit einer Erweiterung oder Umlagerung der Siedlungsge-
biete-vorab-in-den-Entwicklungsachsen-verbunden-ist und dem Bau von Infrastrukturan-
lagen — vorab in den Iandlichen Entwicklungsachsen und urbanen Entwicklungsrdumen

— verbunden sind:

— die-eine visuelle Auflésung der GemeindegrenzenSiedlungsgebiete beziehungsweise
eine Entwicklung hin zu-ununterbrochenen_starker zusammenhangenden Siedlungs-
bandern,

— ein Verlust von Fruchtfolgeflachen sowie eine Entwertung der offenen, nicht verbauten
Landschaft und deren Erholungsqualitat,

— die-eine grossraumige okologische Fragmentierung, indem die Wander- und Ausbrei-

tungsmaoglichkeiten fir Tier- und Pflanzenarten gquer—iber—die—Taler—hinwegeinge-

schrankt oder unterbunden werden,

Aus dem Klimawandel ergeben sich neue Herausforderungen wie die zunehmende Hit-

RP.H7.2 S1.1

zebelastung im Siedlungsgebiet. Die Siedlungstrenngiirtel sind insbesondere flir die Kalt-
luftentstehung und flir den grossrdumigen Kaltluftaustausch mit tberbauten Gebieten
wichtig. Sie leisten damit einen wesentlichen Beitrag an klimavertragliche Siedlungen.

Stand des Entwurfs:

Mai 2025



Ubergeordnete Vorstellungen Uber die wiinschbare Siedlungsentwicklung setzen die
raumplanerischen Leitplanken fiur kinftiges Handeln. Dazu gehdren nebst konkreten
Vorstellungen (iber qualititsvolle Siedlungsstrukturen und gestaltete Ubergénge zwi-
schen Siedlung und Landschaft vor allem konkrete Vorstellungen Uber Landschafts-
raume, die im Gesamtinteresse von einer Uberbauung freigehalten werden sollen.

Stand / Ubersicht

Die Siedlungstrenngiirtel werden in den Entwicklungsachsen festgelegt. Sie liberlagern
in der Regel die landwirtschaftliche Grundnutzung. Zusatzliche Freihaltemassnahmen
der Gemeinden sind nicht gefordert. Allféllige Standorte fiir landwirtschaftliche Bauten
sind innerhalb der Trenngurtel einzelfallweise zu prifen. Bestehende Hochbauten sowie
allféllige Tiefbauten oder der Materialabbau werden mit den Siedlungstrenngirteln nicht
in Frage gestellt. Die Festlegung eines Infrastrukturtrassees in einem Siedlungstrenngir-
tel erfordert in jedem Fall eine Richtplananpassung.

BESCHLUSSE

Planungsgrundsatz

A. Die Siedlungstrenngurtel dienen der grossraumigen Gliederung der Landschaft und
der fur den Aargau typischen Siedlungsbilder, der langfristigen Sicherung der Land-
wirtschaftsflachen (Fruchtfolgeflachen), der Erholung und Umweltqualitat in Sied-
lungsnahe, der 6kologischen Vernetzung und der Identitéat der Gemeinden und Ag-
glomerationen.

Planungsanweisungen
1. Siedlungstrenngiirtel
1.1 Die Siedlungstrenngtirtel werden festgesetzt.

1.2 Die Gemeinden sichern die Freihaltung der Siedlungstrenngurtel in der Nutzungs-
planung. In der Regel erfolgt die Sicherstellung durch Landwirtschaftszonen mit ge-
eigneten Bestimmungen oder andere Zonen, die dem Schutzziel entsprechen.

1.3 In Siedlungstrenngdrteln sind Erneuerungen und Ausbauten von bestehenden land-
wirtschaftlichen Siedlungen sowie die Errichtung von untergeordneten, betriebsnot-
wendigen Neuanlagen (zum Beispiel Weideunterstande, kleine Feldscheunen, Wit-
terungsschutzanlagen und Ahnliches) erlaubt. Im Rahmen der Nutzungsplanung
kénnen neue, den Charakter des Freiraums nicht stérende landwirtschaftliche Sied-
lungsstandorte festgelegt werden. Neue Bauzonen sowie die Errichtung von volumi-
nésen Hochbauten und Anlagen, die den Charakter des Freiraums dauernd beein-
trachtigen, setzen vorgangig eine Anpassung des Richtplans voraus.

Rechtskréftiger Stand:

Richtplan Kanton Aargau S 21

Richtplan-Gesamtkarte

September 2011

Eine Reduktion der klimatischen Funktion der Siedlungstrenngirtel gilt es deshalb zu
vermeiden.

Ubergeordnete-Vorstellungen-iiberdie withschbare Zu den wichtigsten Herausforderun-

gen der Siedlungsentwicklung gehdren nebst konkreten Vorstellungen Gber qualitatsvolle
Siedlungsstrukturen auch-ver-allem konkrete Vorstellungen tber Landschaftsraume, die
im Gesamtinteresse und mit ihrer Mehrfachfunktion von einer Uberbauung freigehalten
werden sollen.

Stand / Ubersicht
Die Siedlungstrennglrtel-werden-in-den_strukturieren hauptsachlich die Landlichen Ent-
wicklungsachsen-festgelegt und die Urbanen Entwicklungsrdume. Sie Uberlagern in der
Regel die landwirtschaftliche Grundnutzung. Zusatzliche-Freihaltemassnahmen-derGe-
meinden-sind-nicht gefordertAllfallige neue Standorte fir landwirtschaftliche Bauten, Inf-
rastrukturanlagen, Materialabbau oder Deponien innerhalb der Siedlungstrenngiirtel
TFrenngtrtelsind einzelfallweise zu priifen.-Bestehende-Hochbauten-sowie-allfalligeTief-

BESCHLUSSE

Planungsgrundsatz

A. Die Siedlungstrenngurtel dienen der grossraumigen Gliederung der Landschaft und
der fur den Aargau typischen Siedlungsbilder, dem Erhalt der charakteristischen Kul-
turlandschaft, der langfristigen Sicherung der Landwirtschaftsflachen (Fruchtfolgefla-
chen), der Erholung und Umweltqualitat in Siedlungsnahe, der 6kologischen Vernet-
zung-und, der Kaltluftproduktion und dem grossraumigen Kaltluftaustausch.

Planungsanweisungen_und ortliche Festlegungen
1. Siedlungstrenngiirtel
1.1 Die Siedlungstrenngtirtel werden festgesetzt.

1.2 Die Gemeinden sichern die Freihaltung der Siedlungstrenngirtel in der Nutzungs-
planung. In der Regel erfolgt die Sicherstellung durch Landwirtschaftszonen mit ge-
eigneten Bestimmungen oder andere Zonen, die dem Schutzziel entsprechen.

1.3 In Siedlungstrenngurteln sind Erneuerungen-und, Ausbauten_ und Erweiterungen von
bestehenden landwirtschaftlichen Siedlungen sowie die Errichtung von untergeord-
neten, betriebsnotwendigen NeuanlagenNeubauten (zum Beispiel Weideunter-
sténde, kleine Feldscheunen, Witterungsschutzanlagen und Ahnliches }-eraubt még-
lich. Im Rahmen der Nutzungsplanung kénnen neue, den Charakter des Freiraums
nicht stérende landwirtschaftliche Siedlungsstandorte festgelegt werden. Neue
Bauzonen sowie die Errichtung von voluminésen Hochbauten und Infrastrukturania-
gen Anlagen, die den Charakter des Freiraums dauernd beeintrachtigen, setzen vor-
gangig eine Anpassung des Richtplans voraus.

Stand des Entwurfs:

Richtplan-Gesamtkarte

Mai 2025
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ORIGINAL-VERSION
Inhalte gemass rechtskraftigem Stand

Standorte von offentlichen Bauten
und Anlagen

Ausgangslage / Gesetzliche Grundlage / Auftrag

Fur die offentlichen oder im 6ffentlichen Interesse liegenden Bauten und Anlagen sind

sachgerechte Standorte zu bestimmen. Insbesondere sollen:

— regionale Bediirfnisse beriicksichtigt und stérende Ungleichheiten abgebaut werden,

— Einrichtungen wie Schulen, Freizeitanlagen oder 6ffentliche Dienste fir die Bevolke-
rung gut erreichbar sein,

— nachteilige Auswirkungen auf die natirrlichen Lebensgrundlagen, die Bevélkerung und
die Wirtschaft vermieden oder gesamthaft gering gehalten werden.

Die Standortentscheide und Investitionen in &ffentliche Bauten und Anlagen werden mit
dem Raumkonzept abgestimmt.

Eine angemessene Verteilung von Versorgungseinrichtungen wird angestrebt.

Der Grosse Rat entscheidet im Rahmen der kantonalen Richtplanung Uber die Standorte
der Berufsfachschulen.

Der Grosse Rat ist zustandig fir die Genehmigung von Vereinbarungen Uber die gemein-
same Errichtung und Fihrung interkantonaler und gemischtwirtschaftlicher Hochschulen.

Die Fachhochschule Nordwestschweiz (FHNW) hat in jedem Standortkanton mindestens
einen Standort.

Rechtskréftiger Stand:

Art. 3 Abs. 4 RPG

RP,R1,B. 1.1

RP,H3.4

§ 13 GBW

§ 4 Abs. 2 HIG

§ 2 Abs. 1 Staatsvertrag
FHNW, 2004/05

Juni 2025

GEANDERTE VERSION
Entwurf vom 08.07.2025

Anderungen wie folgt markiert:

— zu loschende Inhalte:

Standorte von offentlichen Bauten, undAnla-
gen_und Nutzungen

Ausgangslage / Gesetzliche Grundlage / Auftrag

Fur die offentlichen oder im o6ffentlichen Interesse liegenden Bauten und Anlagen sind

sachgerechte Standorte zu bestimmen. Insbesondere sollen:

— regionale Bediirfnisse beriicksichtigt und stérende Ungleichheiten abgebaut werden,

— Einrichtungen wie Schulen, Freizeitanlagen oder 6ffentliche Dienste fir die Bevolke-
rung gut erreichbar sein,

— nachteilige Auswirkungen auf die natirlichen Lebensgrundlagen, die Bevélkerung und
die Wirtschaft vermieden oder gesamthaft gering gehalten werden.

Vorhaben mit gewichtigen Auswirkungen auf Raum und Umwelt bediirfen einer Grund-

— neu hinzugefiigte Inhalte: gelb markiert und unterstrichen

" i  duret el

S 3.2

Art. 3 Abs. 4 RPG

Art. 8 Abs. 2 RPG

lage im Richtplan.

Die Grundlagen des Richtplans geben Aufschluss liber den Stand und die bisherige Ent-

Art. 6 Abs. 3 lit. b*" RPG

wicklung der oéffentlichen Bauten und Anlagen.

Die Standortentscheide und Investitionen in &ffentliche Bauten und Anlagen werden mit
dem Raumkonzept abgestimmt.

Bauten und Anlagen mit intensivem Publikums- oder Kundenverkehr missen ihrem

RP, R1

RP-H34

§ 32 Abs. 2 BauG

Zweck entsprechend mit dem 6ffentlichen Verkehr erreichbar sein. Bei intensivem G-
terverkehr kann ein Bahnanschluss verlangt werden.

Standorte, Nutzungsstruktur und Verkehrsaufkommen von publikums- und verkehrsin-

RP,H4.2

tensiven Einrichtungen werden mit den Erschliessungskapazitaten und der Verkehrska-
pazitat des libergeordneten Verkehrsnetzes abgestimmt. Auf eine gute Erschliessung ist
zu achten, insbesondere durch den 6ffentlichen Verkehr sowie durch den Fuss- und Ve-
loverkehr.

Der Grosse Rat entscheidet im Rahmen der kantonalen Richtplanung tber die Standorte
der Berufsfachschulen.

Der Grosse Rat ist zustandig fur die Genehmigung von Vereinbarungen Uber die gemein-
same Errichtung und Fuhrung interkantonaler und gemischtwirtschaftlicher Hochschulen.

Die Fachhochschule Nordwestschweiz (FHNW) hat in jedem Standortkanton mindestens
einen Standort.

Stand des Entwurfs:

§ 13 GBW

§ 4 Abs. 2 HIG

§ 2 Abs. 1 Staatsvertrag
FHNW

Juli 2025



Der Grosse Rat beschliesst tber Errichtung und Standort der Mittelschulen; er beriick-
sichtigt dabei die Interessen der Regionen.

Der Kanton Aargau fuhrt in Brugg die kantonale Berufsfachschule Gesundheit und Soziales
(BFGS) Brugg und in Aarau die Hohere Fachschule Gesundheit und Soziales (HFGS)
Aarau.

Der Regierungsrat legt die Standorte fur Brickenangebote (Vorbereitung auf die berufli-
che Grundbildung) und die kantonalen hoheren Fachschulen fest.

Herausforderung

Wegen der hohen Betriebs- und Unterhaltskosten der 6ffentlichen Bauten sind Standor-
toptimierungen anzustreben. Diese Standortentscheide kénnen in Konflikt mit den regio-
nalen Bedirfnissen geraten. Verkehrsangebot und Standortentscheide sind aufeinander
abzustimmen.

Rechtskréftiger Stand:

Richtplan Kanton Aargau S 32

§ 33 Abs. 1 Schulgesetz

§ 1V BFGS und HFGS

§§ 7 Abs. 2, 30 Abs. 3
GBW

Juni 2025

Der Grosse Rat beschliesst Uber Errichtung und Standort der Mittelschulen; er berlck-
sichtigt dabei die Interessen der Regionen.
Der Grosse Rat entscheidet im Rahmen der kantonalen Richtplanung geméss § 9 Abs.

§ 33 Abs. 1 Schulgesetz

§ 2 Mittelschulgesetz

4 des Gesetzes lUber Raumentwicklung und Bauwesen (Baugesetz, BauG) uber die

(Entwurf vom 27. Mérz

Standorte der Mittelschulen und der Aargauischen Maturitatsschule fiir Erwachsene

2024 tritt voraussichtlich

AME).

Der Regierungsrat legt die Standorte fiir Briickenangebote (Vorbereitung auf die berufli-
che Grundbildung) und die kantonalen héheren Fachschulen fest.

Die Immobilienstandorte werden optimiert und konzentriert.
Die strategische kantonale Immobilienplanung der Nutzerbediirfnisse wird von den Nut-

am 1.8.2026 in Kraft) > er-
setzt obigen Verweis auf
Schulgesetz, sobald in
Kraft

S 2V BEGS-und-HEGS

§§ 7 Abs. 2, 30 Abs. 3 GBW

§47a GAF

Leitsatze, Immobilienstrate-

zerdepartementen zusammen mit dem Departement Finanzen und Ressourcen vorge-

gie Kanton Aargau 2021—

nommen.

Die Storfallvorsorge insbesondere flir empfindliche offentliche Nutzungen ist angemes-

2029

Art.11a Abs.1 StFV

sen zu bericksichtigen (vgl. Richtplankapitel S 1.8, Planungsanweisung 1.2).

Offentliche Bauten, Anlagen und Nutzungen (OBAN) dienen der Versorgung der Bevol-
kerung mit 6ffentlichen Einrichtungen in den Bereichen Bildung, Forschung, Gesundheit,
Sicherheit, Kultur, Sport, Erholung, Ver- und Entsorgung sowie weiteren o6ffentlichen
Dienstleistungen wie beispielsweise Verwaltung und Gerichte. OBAN sind éffentliche
Bauwerke, Anlagen und Nutzungen, die — ungeachtet ihres Eigentums — dazu dienen,
dass Leistungen der offentlichen Hand erbracht werden kénnen. Tragerschaften von
OBAN kénnen auch Organisationen des Privatrechts sein, die einen Leistungsauftrag
der o6ffentlichen Hand erfiillen.

Eur Freizeit- und Sportanlagen ausserhalb des Siedlungsgebiets ist das Richtplankapitel
L 2.7 massgebend. OBAN, die der Ver- und Entsorgung dienen (zum Beispiel Abwas-
serreinigungsanlagen oder Kehrichtverbrennungsanlagen) werden in den entsprechen-
den Sachbereichen des Richtplans behandelt.

Mit dem Richtplankapitel S 1.2 wird das Siedlungsgebiet insgesamt festgesetzt und ge-
regelt. Fiir OBAN von regionaler Bedeutung steht gemass S 1.2, Planungsgrundsatz B
und Planungsanweisung 1.3 lit. d) Siedlungsgebiet im begrenzten Umfang zur Verfi-

aung.

Herausforderung

Stand des Entwurfs:

Juli 2025



Die Gemeinden legen in der Nutzungsplanung fiir 6ffentliche Bauten und Anlagen von
Kanton, Bezirk und Bund sachgerechte Nutzungszonen und Standorte fest und sichern
die notwendigen Flachenreserven.

Stand / Ubersicht

Offentliche Bauten und Anlagen (héhere Schulen, Spitéler, éffentliche Dienste, Sport-
und Freizeitanlagen sowie Verwaltungsbauten) sind fir den grossten Teil der Bevolke-
rung in ausreichendem Masse und gut erreichbar vorhanden. Eine gute Erschliessung
fur den Langsamverkehr und den o6ffentlichen Verkehr ist gewahrleistet.

Rechtskréftiger Stand:

Richtplan Kanton Aargau

Juni 2025

Die anhaltend dynamische Bevdlkerungsentwicklung und sich andernde gesellschaftli-

che Anforderungen sorgen fiir einen steigenden und sich wandelnden Bedarf an OBAN
(zum Beispiel Schulraum, Sportanlagen, Gesundheitseinrichtungen, Verwaltungsbau-

ten).

Geeignete und dem Zweck entsprechende Standorte fiir OBAN zur Verfiilgung zu stellen,
gestaltet sich angesichts einer Vielzahl an 6ffentlichen Interessen und damit einherge-
hend konkurrierenden Raumansprichen zunehmend komplexer. Publikumsintensive
OBAN sind namentlich auf eine gute Erschliessung mit dem 6V und dem Fuss- und Ve-
loverkehr angewiesen und stehen auch diesbeziiglich in Konkurrenz zu anderen Nutzun-
gen. Um die haushalterische Nutzung des Bodens zu gewahrleisten und die Ressourcen
und Infrastrukturen wirkungsvoll einzusetzen, sind in erster Linie Losungen im Bestand
zu suchen, die Synergien optimal ausschépfen und vermehrt Mehrfachnutzungen be-
ricksichtigen. Standortoptimierungen und -konzentrationen helfen Betriebs- und Unter-
haltskosten zu begrenzen.

Die steigenden Herausforderungen bei der Bereitstellung von OBAN zur Erfiillung 6ffent-
licher Aufgaben verlangen eine enge und gute Zusammenarbeit zwischen Gemeinden,
Regionen, Kanton und Bund sowie die Mitwirkung der interessierten Offentlichkeit.

Stand / Ubersicht

A ffantli N a

und-Freizeitanlagen-sowie-Verwaltungsbauten)}-OBAN sind fiir den grossten Teil der Be-
volkerung in ausreichendem Masse und gut erreichbar vorhanden. Eine gute Erschlies-
sung mittels Langsamverkehr Fuss- und Veloverkehr und o6ffentlichem Verkehr ist ge-
wabhrleistet.

Ein attraktives Angebot an OBAN st ein wichtiger Standortfaktor. Mit der Realisierung
und Weiterentwicklung von OBAN kénnen wesentliche Impulse fiir die Siedlungsentwick-
lung gesetzt werden. Die Standortentscheide und Investitionen in OBAN orientieren sich
daher an der anzustrebenden raumlichen Entwicklung gemass Raumkonzept.

Grossere OBAN sind oft raumwirksam. Die Raumwirksamkeit von OBAN ergibt sich ins-
besondere durch das Publikumsaufkommen, den Flachenbedarf, das Einzugsgebiet,
den raumlichen und organisatorischen Koordinationsbedarf sowie durch besondere An-
forderungen an Funktion und Lage.

Um auch kiinftig eine optimale Versorgung der Bevélkerung mit OBAN sicherzustellen,
bediirfen raumwirksame OBAN einer vorausschauenden Planung und der Planungsstufe
entsprechenden rdumlichen Abstimmung. Zentral ist eine sorgfaltige Standortevaluation
unter Bertcksichtigung des Bestandes, der Nutzerbedirfnisse und der Erreichbarkeit.
Das Potenzial von Synergien mit anderen Nutzungen oder von Mehrfachnutzungen an
einem Standort ist ebenfalls zu berticksichtigen und auszuschépfen. Es sind flacheneffi-
ziente Lésungen von hoher Qualitat (Stadtebau, Freiraum, Klima, Biodiversitat) anzu-
streben und die Standorte frihzeitig planerisch zu sichern.

Stand des Entwurfs:

Juli 2025



Der Kanton fiihrt eine Ubersicht (iber den Stand und die geplanten Erweiterungen der
kantonalen, regionalen und Giberkommunalen 6ffentlichen Bauten und Anlagen. Das pe-
riodisch nachzufiihrende Verzeichnis enthalt Angaben zu Zweck, Ort und Planungsstand
der offentlichen Bauten und Anlagen.

In den Richtplan werden nur Standorte von Bauvorhaben aufgenommen, die einer raumli-
chen Abstimmung bediirfen oder aufgrund einer gesetzlichen Vorgabe festzusetzen sind.

Bestehende Bauten und Anlagen gelten als Ausgangslage und werden nicht im Richtplan
aufgefihrt.

BESCHLUSSE

Planungsgrundsitze

A. Bund und Kanton stimmen ihre Standortentscheide fir 6ffentliche Bauten und Anla-
gen mit Publikumsverkehr auf die anzustrebende raumliche Entwicklung gemass
Raumkonzept Aargau ab. Offentliche Bauten und Anlagen werden der Funktion ent-
sprechend durch den 6ffentlichen Verkehr sowie durch Radwege (inklusive Parkie-
rung) und Fusswege gut erschlossen.

B. Standortentscheide in Grenzregionen sind soweit notwendig mit den Behdrden der
Nachbargebiete abzustimmen. Die grenziberschreitende Zusammenarbeit ist zu
vertiefen.

Rechtskréftiger Stand:

Richtplan Kanton Aargau

Juni 2025

Der Kanton fiihrt eine Ubersicht iiber die Standorte von OBAN. Die Ubersicht ist nicht

Art. 6 Abs. 3 RPG

abschliessend und wird periodisch aktualisiert.

Basierend auf den jeweiligen Fachstrategien und -konzeptionen zeigt der Kanton die ent-
sprechenden, zusatzlich bendtigten Raum- und Landflachen zur Erflillung der kantona-
len offentlichen Leistungen auf.

BESCHLUSSE

Planungsgrundsitze
A. Bund und Kanton stimmen ihre Standortentscheide fir 6ffentliche Bauten,~und
Anlagen und Nutzungen (OBAN) mit Publikumsverkehr friihzeitig auf die anzu-
strebende raumliche Entwicklung geméass Raumkonzept Aargau ab. Offentliche
Bautenund-Anlagen-OBAN werden der Funktion entsprechend insbesondere
durch den o6ffentlichen Verkehr sowie durch-Radwege den Fuss- und Velover-
kehr (inklusive Parkierung)-und-Fusswege gut erschlossen.

B. Standortentscheide in Grenzregionen sind-seweit-nrotwendig mit den Behorden der
Nachbargebiete abzustimmen. Die grenziiberschreitende_Koordination und Zusam-
menarbeit istsind zu vertiefen.

C. Der Raumbedarf fiir OBAN wird in erster Linie durch eine hochwertige Innenentwick-
lung (Nutzung bestehender Gebaude und Bauzonen) gesichert. Zweckmassige Sy-
nergiemdglichkeiten und Mehrfachnutzungen werden umgesetzt. Aufgegebene
Standorte von OBAN sollen bei Eignung und Bedarf wieder fiir OBAN zur Verfiigung
stehen.

Stand des Entwurfs:

Juli 2025



Planungsanweisungen und ortliche Festlegungen
1. Offentliche Bauten und Anlagen in der Nutzungsplanung

1.1 Die Gemeinden legen in der Nutzungsplanung fir 6ffentliche Bauten und Anlagen

von Bund, Kanton und Bezirken sachgerechte Nutzungszonen und Standorte fest
und sichern die notwendigen Flachenreserven.

2. Zusammenarbeit mit dem Bund
2.1 Der Bund spricht die Massnahmen zur besseren Nutzung bestehender Bauzonen-

flachen und Bauten mit dem Kanton ab. Die militarischen Bauten sind einzubeziehen,
sofern nicht Griinde der Geheimhaltung dies verunmaglichen.

3. Vorhaben

3.1 Die folgenden Vorhaben sind im Richtplan aufgenommen:

Standort Vorhaben Stand

Richtplan Kanton Aargau

Aarau’ Standort kantonale Schule flr Be- Festsetzung
rufsbildung (KSB) mit den notwendi-
gen Aus- und Neubauten

Aarau, Baden, Brugg, Standorte Berufsfachschulen (ge-
Granichen, Lenzburg, mass Konzept) mit den notwendigen
Rheinfelden, Windisch,  Aus- und Neubauten

Wohlen, Zofingen

Festsetzung

Rechtskréftiger Stand:

Juni 2025

Planungsanweisungen und ortliche Festlegungen
1. Offentliche Bauten und-Anlagen-in-der Nutzungsplanung
Umsetzung

1.1 Der Kanton stellt regelmassig den benétigten Raum- und Flachenbedarf zur Erfil-
lung der kantonalen 6ffentlichen Leistungen fest und tberprift, ob die bestehenden
Bauten und Anlagen durch planerische, organisatorische oder bauliche Massnah-
men besser genutzt werden kénnen. Er bezeichnet friihzeitig die Vorhaben zur Er-
flllung der kantonalen offentlichen Leistungen und stimmt diese fachubergreifend
ab.

1.2 Die Gemeinden, die regionalen Planungsverbande und der Kanton sorgen im Rah-
men ihrer Zusténdigkeiten fiir die Standortplanung und -entwicklung der OBAN. Da-
bei sorgen sie flr eine nutzungsgerechte Verkehrserschliessung und eine hochwer-
tige Siedlungsqualitat gemass Richtplankapitel S 1.1.

1.3 Fiir OBAN von Bund und Kanton legen die Gemeinden sachgerechte Bestimmungen
und Zonen in der Nutzungsplanung fest. Der Kanton unterstitzt die Gemeinden bei
der planerischen Umsetzung und sichert die notwendigen Flachenreserven nach Be-
darf durch vorsorglichen Landerwerb.

1.4 Bei nicht mehr benétigten OBAN-Standorten kldren Gemeinden und Kanton die Mdg-

lichkeiten der Nachfolgenutzungen und informieren sich gegenseitig Uber die Inte-
ressen einer Nachfolgenutzung. Bei militdrischen Nutzungen erfolgt die Abstimmung
zwischen Bund, Kanton und Gemeinden.

3.—Vorhaben
4. Standorte: Festsetzung

4.1 Folgende Standorte sind mit ihrem Entwicklungspotenzial als Festsetzung in den
Richtplan aufgenommen:

Richtplan-Gesamtkarte

Standort Vorhaben

Aarau’ StandertkKantonale Schule fiir Berufsbildung (ksbKSB)
mit den notwendigen Aus- und Neubauten

Aarau Kantonsspital mit den notwendigen Aus- und Neubauten

Aarau, Baden, Brugg,
Granichen, Lenzburg,
Rheinfelden, Windisch,
Wohlen, Zofingen

Standerte-Berufsfachschulen (gemass Konzept) mit den
notwendigen Aus- und Neubauten

Stand des Entwurfs:

Juli 2025



Richtplan Kanton Aargau

Aarau, Baden, Stein, Standorte Mittelschulen mit den not- Festsetzung

Wettingen, Wohlen, wendigen Aus- und Neubauten

Zofingen

Aarau (Torfeld Siid) a) Sportstadion (Flachenreservation)  Festsetzung
b) Grosssporthalle Festsetzung

Buchs-Suhr (Steinfeld)  Freihalten fiir Standort OBA (unbe- Festsetzung
stimmte Nutzung)

Suhr Standort Héhere Fachschule Ge- Festsetzung
sundheit und Soziales Aarau
(HFGS) mit den notwendigen Aus-
und Neubauten

Villigen, Wirenlingen Paul Scherrer Institut; Erweiterung Festsetzung

inklusive Neueinzonung im 6ffentli-
chen Interesse

' Mit Aussenstellen Baden, Rheinfelden und Wohlen.

Eiken

Zivilschutzausbildungszentrum (ZAZ)

Vororientierung

Rechtskréftiger Stand:

Juni 2025

Aarau, Baden, Lenz-
burg, Stein, Wettingen,
Windisch, Wohlen, Zo-
fingen

Standerte-Mittelschulen und AME mit den notwendigen
Aus- und Neubauten

Aarau (Torfeld Std)

a)Sportstadion (Flachenreservation)

b)Grosssporthalle

Baden (Dattwil)

Kantonsspital mit den notwendigen Aus- und Neubauten

Brugg-Windisch

Fachhochschule Nordwestschweiz (FHNW) mit den not-
wendigen Aus- und Neubauten

Brugg-Windisch

Vindonissa (Legionarspfad und Museum) und dessen
Entwicklung

Buchs-Suhr (Steinfeld)

Freihalten fiir-Standort OBAN (unbestimmte Nutzung)

Kaiseraugst

Romerstadt Augusta Raurica und deren Entwicklung

Lenzburg Justizvollzugsanstalt mit den notwendigen Aus- und Neu-
bauten
Suhr StandertHohere Fachschule Gesundheit und Soziales

Aarad(HFGS) mit den notwendigen Aus- und Neubauten

Villigen, Wirenlingen

Paul Scherrer Institut; Erweiterung inklusive Neueinzonung

im offentlichen Interesse

Windisch

Klinik Psychiatrische Dienste Aargau (PDAG)
mit den notwendigen Aus- und Neubauten

' Mit Aussenstellen Baden, Rheinfelden und Wohlen.

5. Standorte: Zwischenergebnis

5.1 Die folgenden Standorte sind als Zwischenergebnis in den Richtplan aufgenommen:

Standort

Vorhaben

6. Standorte: Vororientierung

6.1 Die folgenden Standorte sind als Vororientierung in den Richtplan aufgenommen:

Standort

Vorhaben

Zidl i ZA2)

Standort noch nicht
bestimmt; Urbaner
Entwicklungsraum
oder Landliches
Zentrum

Grosssport- und Eventhalle fiir 3'000 bis 5'000 Personen;
o0V-Giteklasse C; Anlassbezogen 6V-Glteklasse B

Stand des Entwurfs:

Juli 2025



	S-1-2_Synopse_A3_Anhörung_2025-05-08
	S-1-7_Synopse_A3_Anhörung_2025-05-08
	S-1-9_Synopse_A3_Anhörung_2025-05-08
	S-2-1_Synopse_A3_Anhörung_2025-05-08
	S-3-2_Synopse_A3_Anhörung_2025-07-08

